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I.

Das Vollstreckungsverbot, welches durch ein eröffnetes
Konkurs- oder Gesamtvollstreckungsverfahren ausgelöst wird,
ist allgemein bekannt. Mit der Frage der Zwangsvollstreckung
von Neugläubigern nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens,
haben sich Pflog und Riecke1) eingehend befasst. Dabei sind
in diesem Zusammenhang noch nicht alle Probleme gelöst. So
hat der BGH2) zum Beispiel (noch) die Frage zu entscheiden,
ob ein Altgläubiger aus einer deliktischen Forderung in das
insolvenzfreie Vermögen vollstrecken kann, auf das auch der
Insolvenzverwalter keinen Zugriff hat. Dies ist nämlich der
Differenzbetrag zwischen der „verschärften Pfändung“ und
dem Tabellenbetrag des § 850 c ZPO. Dass die nachstehend
behandelten Probleme trotz der InsO noch auftreten können,
rührt daher, dass die Konkurs- bzw. Gesamtvollstreckungs-
ordnung für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der InsO
anhängigen Verfahren weiter gilt. Im Hinblick auf die Ver-
fahrensdauern wird es also noch einige Jahre auch Voll-
streckungsprobleme wegen laufender Konkurs- bzw. Gesamt-
vollstreckungsverfahren geben.

II.

1. Deshalb ergeben sich Vollstreckungsprobleme beim eröff-
neten Konkurs- und Gesamtvollstreckungsverfahren dann,
wenn kundige Gläubiger sich die nach Verfahrenseröff-

Vollstreckungsprobleme beim laufenden Konkurs –
bzw. Gesamtvollstreckungsverfahren

nung weiterlaufenden Zinsen titulieren ließen. Dabei han-
delt es sich also um Forderungen, die nach Konkurseröff-
nung entstanden sind und die nicht zur Tabelle angemeldet
werden können. Für angemeldete Forderungen gilt natür-
lich auch das Verzinsungsverbot im laufenden Verfahren,
gleichwohl können Gläubiger die weiterlaufenden Zinsen
als Neuforderung sich titulieren lassen. Wollen sie dann
vollstrecken – wobei schon die Titelbeschaffung Schwie-
rigkeiten macht – lehnen die Gerichtsvollzieher vielfach
die Vollstreckung ab mit dem Hinweis auf das eröffnete
Konkurs- bzw. Insolvenzverfahren und die damit verbun-
dene Vollstreckungssperre.

2. In einer grundsätzlichen Entscheidung hat schon das Land-
gericht Rostock3) festgestellt, dass nach § 7 Satz 3 GesO
mit Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens vorher
eingeleitete Vollstreckungsmaßnahmen grundsätzlich un-
wirksam werden. Es tritt eine Vollstreckungssperre ein,
diese gilt jedoch lediglich für Einzelzwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen von Gesamtvollstreckungsgläubigern,
die am Gesamtvollstreckungsverfahren teilnehmen (kön-
nen). In einer Entscheidung vom 15. 4. 2002 hat das Land-
gericht Leipzig4) zutreffend festgehalten, dass derjenige,
der aus einem Titel vollstreckt, der nach Eröffnung des
Verfahrens geschaffen wurde und der Ansprüche tituliert,
die nach Verfahrenseröffnung entstanden sind, kein Ge-
samtvollstreckungsgläubiger ist, sondern Neugläubiger.

Von Rechtsbeistand Bernd Schmidt, Schwäbisch Hall

1) DGVZ 6/2004, Seiten 81 bis 85.
2) BGH IX ZB 202/04.

3) ZIP 7/1999, Seiten 294 und 295.
4) 14 T 5939/01.
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Nach Gesamtvollstreckensverfahrenseröffnung entstande-
ne Forderungen sind nicht im Gesamtvollstreckungsver-
fahren geltend zu machen, sie werden auch nicht aus der
Masse befriedigt. Demzufolge ist eine Einzelzwangsvoll-
streckung wegen dieser Forderungen durch Neugläubiger
in den Neuerwerb des Schuldners zulässig, weil entgegen
den Vorschriften der InsO der Neuerwerb bei einem Ge-
samtvollstreckungsverfahren oder Konkursverfahren nicht
zur Masse zu ziehen ist, sondern im Konkurs- und Gesamt-
vollstreckungsverfahren dem Schuldner zur freien Verfü-
gung offen steht.

3. Schon in einer grundsätzlichen Entscheidung des BGH5)
aus dem Jahre 1965 hat sich dieser mit den Vollstreckungs-
kriterien befasst. Dabei hat der BGH festgestellt, dass trotz
eines eröffneten Konkursverfahrens es außerhalb des
Gesellschafts- und Privatkonkurses auch konkursfreies
Vermögen gibt und demzufolge ein gemäß § 240 ZPO ins-
gesamt unterbrochenes Verfahren insoweit wieder auf-
genommen werden kann, da im konkreten Fall ein Unter-
lassungsanspruch nicht konkursbefangen war.

4. Ebenso zutreffend hat das Amtsgericht in Bruchsal6) fest-
gehalten, dass zwar die Hauptforderung, die dem Zins-
anspruch zugrunde liegt, bereits vor Verfahrenseröffnung
entstanden ist. Für den Eintritt des Verzugsschadens ist
aber die Verwirklichung eines weiteren Tatbestandes er-
forderlich, nämlich die Nichtzahlung der Forderung durch
den Schuldner. Dieser Sachverhalt wird durch den Ge-
meinschuldner aber erst nach Verfahrenseröffnung ver-
wirklicht. Dabei entstehen zumindest gesetzliche Zins-
ansprüche auch jeweils erst mit Ablauf der Zeit, für die sie

beansprucht werden können. Der geltend gemachte Zins-
anspruch der Gläubigerin war demzufolge zum Zeitpunkt
der Verfahrenseröffnung (noch) nicht begründet, weil er
erst danach entstanden ist.

5. Richtigerweise hat demzufolge das Landgericht Hof7) eine
Entscheidung des Vollstreckungsgerichtes aufgehoben,
weil dieses einen Pfändungs- und Überweisungsbeschluss
nicht erlassen wollte, und zwar im Hinblick auf das Voll-
streckungsverbot eines eröffneten Konkurs- bzw. Gesamt-
vollstreckungsverfahrens, obwohl der der Vollstreckung
zugrunde liegende Titel Forderungen auswies (weiterlau-
fende Zinsen), die nach Eröffnung des Konkurs- bzw. Ge-
samtvollstreckungsverfahrens entstanden waren.

III.

Es ist festzuhalten, dass im Konkurs- und Gesamtvollstre-
ckungsverfahren ein und derselbe Gläubiger verschiedene
Gläubigerstellungen haben kann. Mit seinen bis zum Eröff-
nungstag bestehenden Forderungen ist er Konkurs- bzw. Ge-
samtvollstreckungsgläubiger und nimmt am Verfahren teil.
Hat er sich weiterlaufende Zinsen titulieren lassen, ist er
Neugläubiger, nimmt am Verfahren nicht teil und kann in das
Neuvermögen des Schuldners vollstrecken. Ähnlich ist es mit
Unterhaltsgläubigern nach der InsO. Diese nehmen mit ihren
rückständigen Unterhaltsforderungen am Verfahren teil und
sind ganz normale Insolvenzgläubiger, mit dem laufenden
Unterhalt nehmen sie am Verfahren nicht teil und können in
den Neuerwerb vollstrecken. Darauf hat zu Recht Schmidt8)
hingewiesen.

5) BGH NJW 1/2/1966, Seite 51.
6) Beschluss vom 13. 2. 2002, l M 836/01.

7) LG Hof (in diesem Heft, Seite 13).
8) InVO 1/2001, Seiten 8 bis 10.

Insolvenzverfahren zwischen Antragstellung und Eröffnung
bzw. Ablehnung – hier Auskunftspflicht gemäß § 20 Abs. 1 InsO

Von Obergerichtsvollzieher a. D. Wolfgang Paschold, Bad Hersfeld

I. Vorbemerkungen

1. Der nachstehende Sachverhalt betrifft nicht Maßnahmen
nach § 22 InsO, gegen deren Durchführung seitens des
vorläufigen Insolvenzverwalters sich der Schuldner sperrt,
und deshalb der Gerichtsvollzieher eingeschaltet wird1).

2. Der Sachverhalt hat auch nichts mit § 148 InsO zu tun.
Dort ist das Insolvenzverfahren bereits eröffnet worden
und es ist ein Insolvenzverwalter vorhanden. Dieser lässt
durch einen Gerichtsvollzieher die Herausgabe der Sachen
vollziehen2).

II. Sachverhalt

1. Das hier behandelte Thema betrifft die zwangsweise
Durchsetzung der Auskunftspflicht gemäß § 20 Abs. 1
InsO3). Dieser lautet: Auskunftspflicht im Eröffnungsver-

fahren. „Ist der Antrag zulässig, so hat der Schuldner dem
Insolvenzgericht die Auskünfte zu erteilen, die zur Ent-
scheidung über den Antrag erforderlich sind. Die §§ 97, 98,
und 101 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 gelten entsprechend“
4, 5, 6).

1) Siehe Fußnote 21.
2) Siehe Fußnote 22.
3) Die Vorschrift gibt es erst mit der am 1. 1. 1999 in Kraft getre-

tenen InsO.

4) a) In der Begründung des Gesetzentwurfs vom 15. 4. 1992
(Drucksache 12/2443) heißt es hierzu im ursprünglichen § 24: „Die
Vorschrift verallgemeinert die Regelung des § 104 KO, nach der ei-
nem Konkursantrag des Schuldners ein Verzeichnis der Gläubiger und
Schuldner sowie eine Vermögensübersicht beizufügen sind. Solche
und ähnliche Mitteilungen des Schuldners schon im Eröffnungsver-
fahren können auch im Falle eines Gläubigerantrags erforderlich sein.
Beispielsweise kann die Eröffnung eines massearmen Verfahrens da-
durch ermöglicht werden, dass durch Auskünfte des Schuldners An-
fechtungsansprüche oder sonstige Vermögensgegenstände erschlos-
sen werden. Die Durchsetzung der Auskunftspflicht wird durch die
Verweisung auf § 109 des Entwurfs entsprechend geregelt wie für das
eröffnete Verfahren.“

b) Der erwähnte § 109 ist in § 97 InsO Gesetz geworden. Die vor-
stehend erwähnte Begründung führt zu § 109 aus: „Eine sachgerechte
und effektive Durchführung des Insolvenzverfahrens setzt voraus,
dass sich das Gericht, der Insolvenzverwalter und die Organe der
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Gläubiger über die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse des
Schuldners unterrichten können. Ein wichtiges Hilfsmittel hierzu ist
die Auskunftspflicht des Schuldners.“
Der Grundsatz der Auskunftspflicht ist in Absatz 1 Satz 1 in Anleh-
nung an § 100 KO geregelt. Ergänzend wird klargestellt – im An-
schluss an die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 13.
Januar 1981 (BVerfGE 56, 37) –, dass sich die Auskunftspflicht auch
auf Tatsachen erstreckt, die den Schuldner der Gefahr einer Strafver-
folgung aussetzen, dass insoweit allerdings ein Verbot besteht, die
Auskunft ohne Zustimmung des Schuldners im Strafverfahren zu ver-
werten (Absatz 1 Satz 2 und 3). Nach dem Sinn dieses Verbots dürfen
auch solche Tatsachen nicht verwertet werden, zu denen die Auskunft
den Weg gewiesen hat. Auf der anderen Seite hindert das Verbot nicht
die Verwertung von Tatsachen, die der Strafverfolgungsbehörde be-
reits bekannt waren. In Absatz 2 wird nach dem Vorbild des § 69
Abs. 2 VerglO die Möglichkeit vorgesehen, den Schuldner die Rich-
tigkeit und Vollständigkeit der Auskunft eidesstattlich versichern zu
lassen. Die Anordnung kann von Amts wegen oder auf den Antrag des
Insolvenzverwalters oder eines Insolvenzgläubigers ergehen. Für die
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung ist das Insolvenzgericht
selbst zuständig. Auch die Möglichkeit der Erzwingung einer Aus-
kunft durch Zwangsvorführung und Haft (Absatz 3) findet sich schon
im geltenden Recht (§ 101 Abs. 2 KO); diese Möglichkeit wird auf die
eidesstattliche Versicherung erstreckt.

5) Laut Münchener Kommentar zur InsO (nachfolgend MK)
Rdnr. 25 zu § 20 umfassen die in den §§ 20 und 97 geregelten Aus-
kunfts- und Mitwirkungspflichten im Einzelnen die Pflichten zur Aus-
kunft (§ 97 Abs. 1), zur Unterstützung (§ 97 Abs. 2), zur persönlichen
Bereitschaft (§ 97 Abs. 3 S. 1) und zum Unterlassen pflichtwidriger
Handlungen (§ 97 Abs. 3 S. 2).

6) Hierzu MK InsO Rdnr. 36 zu § 20. Vorbereitung der Auskunft.
Der Schuldner hat die Auskünfte nach bestem Wissen und Gewissen
wahrheitsgemäß, also richtig und vollständig zu erteilen (vgl. § 98
Abs. 1 Satz 1). Er hat sich auf die Erteilung seiner Auskünfte so sorg-
fältig vorzubereiten, dass er sachdienliche und möglichst genaue An-
gaben machen kann. Zu diesem Zweck hat er im erforderlichen Maße
seine Unterlagen einzusehen und gründlich durchzuarbeiten; bei einer
arbeitsteiligen Geschäftsorganisation hat er sich durch seine Ange-
stellten informieren zu lassen. Sind die Unterlagen nicht in seinem Be-
sitz, so hat er sich mit der gebotenen Sorgfalt um ihre Beschaffung zu
bemühen. Er kann sich seiner Auskunftspflicht nicht durch den Hin-
weis entledigen, die Geschäftsunterlagen befänden sich beim Steuer-
berater oder seien von der Staatsanwaltschaft beschlagnahmt worden.
Auch in einem solchen Fall hat er im Rahmen seiner Kenntnis Aus-
kunft zu erteilen; notfalls muss er einen entsprechenden Vorbehalt er-
klären. Zu einem gerichtlichen Vernehmungstermin hat er die Unter-
lagen mitzubringen, wenn das Gericht ihn dazu auffordert oder sonst
ersichtlich ist, dass er nur auf ihrer Grundlage verwertbare Angaben
machen kann. Unterlässt der Schuldner die erforderliche Vorberei-
tung, so kann dies nach den Umständen, insbesondere bei Missach-
tung einer entsprechenden Aufforderung des Gerichts, als Verweige-
rung der Auskunft gewertet werden und die Anordnung der Haft nach
§ 98 Abs. 2 Nr. 1 rechtfertigen.

7) AG Wuppertal, mitgeteilt am 19. 1. 2004 im Internetforum
GV2000.de (Passwort).

8) Literatur gibt es zu Gerichtsaufträgen z. B. zur Versteigerung
von Grundstückszubehör nach § 65 ZVG: Siehe hierzu Heinz in
DGVZ 1955, 20 und Dr. Rahn in DGVZ 1967 S. 62 (64) ff.

9) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der GV, 11. Aufl., 2003, sub-
summiert in seiner Aufzählung der gerichtlichen Aufträge in Rdnr. 35
zu § 13 GvKostG (S. 148 f.) den § 20 InsO unter Buchstabe „h“.

10) Siehe bei Schröder/Kay, Das Kostenwesen der GV, 11. Aufl.,
2003; Winterstein in „Gerichtsvollzieherkostenrecht“ 11. Erg.Liefg.,
2002, in Anm. 2 zu § 13 GvKostG; Hartmann, Kostengesetze, 2001,
Rdnr. 12 zu § 13 GvKostG.

11) In der Regel wird ein gesonderter Auftrag zur Vollziehung des
Anweisungsbeschlusses erteilt.

12) Auftraggeber ist stets das Insolvenzgericht, auch wenn die
Anordnung dem Gerichtsvollzieher, etwa zwecks Abstimmung des
Termins, über den Sachverständigen oder vorläufigen Verwalter zuge-
leitet wird und die Vorführung in dessen Büro erfolgen soll. Vgl. MK
zur InsO Rdnr. 67 zu § 20.
Und weiter a. a. O. Rdnr. 41 bis 45 zu § 20: Delegiert das Insolvenz-
gericht seine Ermittlungen auf einen Sachverständigen (vgl. § 16
Rdnr. 39 ff.), so kann es ihm zur Durchführung seines Auftrags
Ermittlungsbefugnisse übertragen, wie sie nach § 22 Abs 3 kraft
Gesetzes dem vorläufigen Insolvenzverwalter zustehen (vgl. § 16
Rdnr. 49 ff.). Bei unzureichender Mitwirkung des Schuldners kann
das Gericht darüber hinaus auf Grund des § 21 Abs. 1 den Sachver-
ständigen oder vorläufigen Insolvenzverwalter ermächtigen, im eige-
nen Namen Ansprüche des Schuldners gegen einen Dritten auf Her-
ausgabe geschäftlicher Unterlagen gerichtlich und außergerichtlich
geltend zu machen.
Und schließlich a. a. O. Rdnr. 53 und 54: Anspruch auf Auskunft
und Mitwirkung nach § 20 hat grundsätzlich allein das Insolvenzge-
richt. Das Gericht kann seine Ermittlungen zu den Eröffnungsvoraus-
setzungen auf einen Sachverständigen delegieren. Dabei kann es dem
Sachverständigen zur Durchführung des Auftrags auch Ermittlungs-
befugnisse übertragen, wie sie nach § 22 Abs. 3 kraft Gesetzes dem
vorläufigen Insolvenzverwalter zustehen (vgl. § 16 Rdnr. 39 ff.,
49 ff.). In einem solchen Fall ist der Sachverständige als Gehilfe des
Gerichts berechtigt, vom Schuldner Auskunft und Mitwirkung zu ver-
langen; zwangsweise durchsetzen kann er seinen Anspruch nur mit
Hilfe des Gerichts (vgl. § 16 Rdnr. 53 f.).

2. Um den Sachverhalt zu verdeutlichen, wird der Durch-
setzungsbeschluss eines Insolvenzgerichts7) auszugsweise
hier wiedergegeben:
(…) „wird zur Sicherung der künftigen Insolvenzmasse
angeordnet (§ 20 Abs. 1, § 4 InsO, §§ 883, 758 ZPO): Der
vom Gericht bestellte Sachverständige (…) wird ermäch-
tigt, die Bücher und Geschäftspapiere sowie ähnliche
Unterlagen der Schuldnerin, die für die Aufklärung der
schuldnerischen Vermögensverhältnisse von Bedeutung
sein können, in Besitz zu nehmen. Der zuständige Gerichts-
vollzieher wird angewiesen, die Behältnisse, Wohn- und
Geschäftsräume der Schuldnerin und ihres organschaft-
lichen Vertreters einschließlich der Nebenräume nach
Unterlagen zu durchsuchen, die für die Aufklärung der
schuldnerischen Vermögensverhältnisse von Bedeutung
sein können. Der Sachverständige ist berechtigt, bei der

Durchsuchung anwesend zu sein. Der Gerichtsvollzieher
wird ermächtigt, die verschlossenen Haustüren, Zimmer-
türen und Behältnisse öffnen zu lassen. Findet er Wider-
stand, so ist er zur Anwendung von Gewalt befugt und kann
zu diesem Zweck um die Unterstützung der polizeilichen
Vollzugsorgane nachsuchen. Soweit die vorgefundenen Un-
terlagen für die Aufklärung der schuldnerischen Vermö-
gensverhältnisse von Bedeutung sein können, werden sie
beschlagnahmt. Der Gerichtsvollzieher hat sie sicherzustel-
len und dem Sachverständigen zu übergeben. Der Beschluss
darf der Schuldnerin frühestens bei Beginn der Vollzie-
hung bekannt gemacht werden. Die Vollziehung ist schon
vor der Bekanntmachung des Beschlusses zulässig.“ (…)

III. Das Verfahren des Gerichtsvollziehers 

In den Dienstvorschriften gibt es dazu keine Bestim-
mungen8). Auch die Insolvenzordnung selbst enthält keine kon-
kreten Anweisungen an den Gerichtsvollzieher. In der Ge-
schäftsanweisung für Gerichtsvollzieher ist § 20 InsO nicht ein-
mal erwähnt. Nur kostenmäßig wird auf Vollstreckungsaufträge
obiger Art hingewiesen9). Deshalb erscheint es notwendig, an-
hand der Kommentarliteratur zur Insolvenzordnung die Hand-
habung bei dem Gerichtsvollzieher zusammenzustellen, in die-
sem Zusammenhang weitere Formalitäten anzusprechen und
sich auch zu Kostenfragen einige Gedanken zu machen.

1. Auftragsberechtigter

Es handelt sich um einen Auftrag des Gerichts10, 11). Den-
noch kann es auch zu einem indirekten Auftrag, und zwar
eines Sachverständigen, kommen12).
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2. Verfahrensgrundlage – und Durchführung

a) Der Auftrag wird gemäß der Anordnung im Gerichts-
beschluss vollzogen, und zwar nach den Regeln der
ZPO13). Im obigen Beispiel ergibt sich das Verfahren
nach der ZPO zusätzlich aus den Paragrafen des Klam-
merinhaltes (§§ 883, 758 ZPO). Die im Beschluss aus-
gesprochene Sicherstellung der Unterlagen ist der Weg-
nahme gleichzusetzen.

b) Der Beschluss selbst bedarf keiner Vollstreckungs-
klausel14). Er ist in einfacher Ausfertigung ausrei-
chend15).

c) Eine Zustellung des Beschlusses findet seitens des
Gerichtsvollziehers nicht statt16). Jedoch wird analog
§§ 197 Nr. 5, 213 Nr. 1 GVGA eine Vorzeigung zu er-
folgen haben.

d) Das Zutritts- und Durchsuchungsrecht ist im Beschluss
angeordnet17). Siehe hierzu insbesondere auch die
Inhalte der Fußnoten 21 und 22.

3. Buch- und aktenmäßige Behandlung des Auftrags

a) Der Auftrag wird in das Dienstregister II sowie in
das Schuldnerverzeichnis (§ 66 GVO) eingetragen. Der
Auftrag ist keine JL-Sache.

b) Es empfiehlt sich, gemäß § 57 Nr. 1 und 2 GVO eine
Sonderakte anzulegen, da außer Auftragsschreiben und
Protokoll Schriftverkehr mit dem Insolvenzgericht,
evtl. auch ein Aktenvermerk, anfällt.

c) Der Gerichtsbeschluss als Vollstreckungstitel verbleibt
nach Durchführung des Auftrags zweckmäßigerweise
in den Akten18), zumal es sich nicht um eine vollstreck-
bare Ausfertigung im Sinne des § 724 ZPO handelt,
welche wiederholt verwendet werden kann.

4. Protokollaufnahme 

Die Anwendung der ZPO-Vorschriften hat zur Folge, dass
über die Vollstreckungshandlung ein Protokoll aufzunehmen
ist (§ 762 ZPO, § 110 GVGA und analog § 179 Nr. 6). Dazu
gibt es aber keinen amtlichen Vordruck, auch ein Muster
konnte nicht ermittelt werden. Es empfiehlt sich, den Text
damit zu beginnen, dass sich der Gerichtsvollzieher im Auf-
trag des (namentlich zu bezeichnenden) Amtsgerichts – Insol-
venzgericht – vom – AZ (…) am (…) zu der im Beschluss
genannten Stelle in Begleitung von (z. B. Name des Sachver-
ständigen) begab, um den Beschluss zu vollziehen. Dann wäre
fortzufahren, ob bzw. wer von der Schuldnerseite angetroffen
wurde oder ob (und welche) Räumlichkeiten zwangsweise ge-
öffnet wurden (durch wen und in Gegenwart welcher Zeugen).
Dann wäre die Entgegnung des Schuldners zu schildern sowie
die Tätigkeit des Sachverständigen. Wesentlich für das Proto-
koll dürfte sein, welche von dem Sachverständigen ausge-
wählten Sachen der Gerichtsvollzieher sichergestellt hat bzw.
weggenommen im Sinne des § 883 ZPO, und ferner, dass er
diese dem Sachverständigen übergab. (Dieser wertet aus. Des-
halb hat der Gerichtsvollzieher mit Verwahrung nichts zu tun,
ebenso wenig mit der Rückgabe.) Beginn und Ende der Voll-
streckungshandlung sind ebenfalls festzuhalten. Alle Beteilig-
ten sollten das Protokoll unterschreiben19).

5. a) Unterrichtung des auftraggebenden Gerichts

Es könnte zwar ein Bericht geschrieben werden, § 65 a
GVGA. Sind die Tatbestände des Protokolls jedoch umfang-
reich, empfiehlt es sich, dem Gericht eine Abschrift des Proto-
kolls zu erteilen, auch wenn eine solche nicht beantragt wurde.

5. b) Unterrichtung des Schuldners

Dem anwesenden Insolvenzschuldner ist eine Abschrift
(nur) auf Antrag zu erteilen (§ 135 Nr. 5 GVGA analog), der
abwesende erhält eine solche Kraft § 763 ZPO, § 110 Abs. 5
GVGA.

IV. Kosten des Gerichtsvollziehers20)

1. Der Auftrag ist kostenpflichtig aufgrund von § 13 Abs. 3
GvKostG.

13) Die JBeitrO scheidet aus, da es sich nicht um ein öffentlich-
rechtliches Verfahren handelt.

14) Vergleichbar LG Hamburg, Beschluss vom 10. 12. 2003, 319
T 45/03:
ZVG § 150 Abs. 2 (Anordnungsbeschluss als Vollstreckungstitel)
Beauftragt der Zwangsverwalter den Gerichtsvollzieher, ihm bei der
Inbesitznahme des der Zwangsverwaltung unterliegenden Wohnungs-
eigentums zu unterstützen, bedarf es hierzu keiner vollstreckbaren
Ausfertigung des Anordnungsbeschlusses.
1. … 2. Die sofortige Beschwerde des Gläubigers ist gemäß § 567
Abs. 1 Nr. 1, § 569 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2, § 793 ZPO zulässig
und begründet.
a) Der Gerichtsvollzieher hat die Ausführung des ihm von dem Gläu-
biger [= Zwangsverwalter] erteilten Vollstreckungsauftrages, nämlich
ihn gemäß dem Beschluss des AG vom 2. 4. 2003 bei der Besitznahme
des verfahrensgegenständlichen Wohnungseigentums hinzuzuziehen,
nicht von der Vorlage einer vollstreckbaren Ausfertigung dieses Be-
schlusses abhängig machen dürfen.
Nach insoweit allgemeiner Meinung (vgl. Dassler/Schiffhauer/Ger-
hardt/Muth, ZVG, 12. Aufl., § 149 Rdnr. 10; Böttcher, ZVG, 3. Aufl.,
§ 149 Rdnr. 8; Haarmeyer/Wutzke/Förster/Hintzen, Zwangsverwal-
tung, § 149 ZVG Rdnr. 11; Stöber, ZVG, 17. Aufl., § 149 Rdnr. 3) ist
für die Vollstreckung der nach Maßgabe von § 149 Abs. 2 ZVG ge-
richtlich angeordneten Räumung des Schuldnergrundstücks die Ertei-
lung einer Vollstreckungsklausel nicht erforderlich. Ausgehend hier-
von ist indes auch für die in die Rechtsstellung des Schuldners ersicht-
lich weniger eingreifende gerichtliche Ermächtigung des Verwalters
einerseits zur Besitzverschaffung gemäß § 150 Abs. 2, 2. Alt. ZVG
sowie diesbezüglich andererseits zur Hinzuziehung eines Gerichts-
vollziehers nicht ersichtlich, unter welchem rechtlichen Gesichtspunkt
insoweit Abweichendes gelten sollte.
Danach ist auch hinsichtlich eines Vollstreckungsauftrags gemäß
§ 150 Abs. 2 ZVG eine Abweichung von dem allgemeinen Grundsatz
des § 724 Abs. 1 ZPO gerechtfertigt. Die Bestimmungen des § 182
Nr. 2 Satz 3 GVGA, denen zufolge als zusätzliche Vollstreckungs-
voraussetzung ein schriftlicher Auftrag des Gerichts erforderlich ist,
betreffen lediglich den Fall einer Übergabe des Grundstücks durch das
insoweit sich eines Gerichtsvollziehers bedienende Gericht gemäß
§ 150 Abs. 2, 1. Alt. ZVG und können mangels Rechtsnormqualität
ohnehin nicht entgegenstehen. Quelle: JurBüro 2004, 304. Siehe auch
Stöber ZVG 17. Aufl. Rdnr. 3.8 zu § 149 ZVG.

15) So Dr. Rahn in DGVZ 1967 S. 64, Abschnitt C, Nr. 1.
16) Nach § 8 InsO geschehen Zustellungen von Amts wegen, das

Insolvenzgericht kann sie aber auch dem Verwalter übertragen.
17) Vgl. MK Rdnr. 65 zu § 20: Zur Durchsetzung des Zutrittsrechts

zu den Geschäftsräumen (Rdnr. 42) sowie zur Erzwingung der Her-
ausgabe von Büchern und Geschäftspapieren an das Gericht oder an
den beauftragten Sachverständigen (Rdnr. 43 und 45) kommt dabei
vor allem eine Durchsuchungs- und Beschlagnahmeanordnung auf der
Grundlage des § 21 Abs. 1 in Betracht (vgl. § 16 Rdnr. 54).

18) Entgegen § 59 Nr. 1 GVO. – Die Rückgabebestimmung bei
öffentlich-rechtlichem Kosteneinzug, z. B. in Hessen nach Nr. 15. 3
der Kosteneinzugsbestimmungen (JMBl. 2002, S. 104), ist nicht über-
tragbar.

19) Als Gedankenstütze dienen auch die Muster zur Siegelung der
Insolvenzmasse von Holzer in DGVZ 2003, 147 ff.

20) Vgl. MK zur InsO Rdnr. 67 zu § 20: Die Kosten von Zwangs-
mitteln im Eröffnungsverfahren (§§ 20, 98) sind Gerichtskosten (§ 11
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2. Sobald der Auftrag durchgeführt ist, wird eine Kostenrech-
nung aufgestellt. Nach Nr. 7 Abs. 1 S. 1 DB-GvKostG ist
über jeden kostenpflichtigen Auftrag eine Kostenrechnung
zu fertigen. Nach § 77 a Nr. 1 GVO sind die Kosten in
voller Höhe anzusetzen, auch wenn Auslagen (§ 11 Nr. 3)
durch die Eintragungen in Spalten 12 und 13 KB II und in
die Nachweisung (§ 77 Nr. 3 GVO; GV 8) erstattet werden.

3. Zum Ansatz (§ 5 Abs. 1 Satz 1 GvKostG) kommen

a) als Gebühr entweder KV 221 oder KV 604, evtl. KV 500

b) die Auslagen im Rahmen KV 700 bis 713.

4. Da die entstandenen Kosten gemäß § 14 GvKostG fällig
sind, ist die Kostenrechnung abzusenden, in diesen Fällen
gemäß Nr. 6 Abs. 2 Satz 2 DB-GvKostG an das sachbear-
beitende Gericht (hier InsO-Gericht), und zwar ohne Rück-
sicht darauf, ob Auslagen über die Spalten 12 und 13 KB II
geltend gemacht worden sind oder ob ein Landeskassen-
vorschuss nach § 12 GVO bezahlt wurde.

5.) Die Kostenmitteilung soll nach § 77 a Nr. 2 GVO mittels
Vordruck GV 10 erfolgen. Wird dem auftraggebenden
Gericht eine Protokollabschrift übersandt, kann im Vor-
druck GV 10 auf die dort vorhandene detaillierte Kosten-
rechnung verwiesen werden, um doppelte Spezifizierung
zu vermeiden.

V. Auslagenerstattung und Buchungsweise

Es erscheint sinnvoll, insoweit Winterstein in „Gerichts-
vollzieherkostenrecht“ 11. Erg.Liefg., 2002, Anm. 2 zu § 13
GvKostG zu zitieren21).

VI.

In diesem Zusammenhang ist es zweckmäßig, zu § 22 InsO
(Rechtsstellung des vorläufigen Verwalters) und zu § 148
(Übernahme der Insolvenzmasse) Auszüge aus der Kommen-

tarliteratur hier wiederzugeben, da diese auch zu dem oben
behandelten Thema aussagekräftig ist. Der Übersichtlichkeit
halber werden die Auszüge in die folgenden Fußnoten
eingestellt22, 23).

GKG, KV Nr. 9008 ff.) und gehören nach der Eröffnung zu den Kos-
ten des Insolvenzverfahrens (§ 54 Nr. 1). Wird das Verfahren nicht er-
öffnet, so hat sie der jeweilige Kostenschuldner zu tragen. Anordnun-
gen nach § 98 können, weil sie von Amts wegen zu treffen sind, nicht
von der Zahlung eines Vorschusses durch den Eröffnungsantragsteller
abhängig gemacht werden (§ 68 Abs. 3 GKG). Auch der Gerichtsvoll-
zieher kann einen Vorschuss nicht verlangen (§ 5 Satz 2 GvKostG).
Auftraggeber ist nämlich stets das Insolvenzgericht, auch wenn die
Anordnung dem Gerichtsvollzieher, etwa zwecks Abstimmung des
Termins, über den Sachverständigen oder vorläufigen Verwalter zuge-
leitet wird und die Vorführung in dessen Büro erfolgen soll.

21) Winterstein führt in „Gerichtsvollzieherkostenrecht“ 11. Erg.-
Liefg., 2002, in Anm. 2 zu § 13 GvKostG aus: Aufträge des Gerichts:
„§ 13 Absatz 3 beinhaltet eine Ausnahmeregelung zu Absatz 1 bei
Gerichtsaufträgen (z. B. nach § 57 b ZVG, § 39 Abs. 2 ZVG u. a.).
Die GV-Kosten gelten hier als Auslagen im gerichtlichen Verfahren,
d. h. der Gerichtsvollzieher kann diese Kosten nicht mehr selbst ein-
ziehen. Es entfällt die Kostenhaftung des Auftraggebers (ohnehin kos-
tenbefreit) und des Vollstreckungsschuldners. Die entstehenden Kos-
ten werden vom Gerichtsvollzieher dem Gericht mitgeteilt. Diese
Kosten werden dann vom Gericht als Auslagen im gerichtlichen Ver-
fahren behandelt und zum Soll gestellt (§ 21 KostVfg). Bei Eingang
dieser Kosten werden sie vom Gericht als durchlaufende Gelder be-
handelt und an den Gerichtsvollzieher weitergeleitet. Dieser verbucht
sie, als ob sie von ihm eingezogen worden wären (§ 77 b GVO).
Unbenommen bleibt es selbstverständlich dem Gerichtsvollzieher, da
diese gerichtlichen Verfahren sehr langwierig sind, seine Auslagen,
soweit nach § 11 Nr. 3 GVO vorgesehen, über die Spalten 12 und 13
des Kassenbuchs II geltend zu machen. Nach Eingang der Kosten vom
Gericht sind diese Auslagen im Kassenbuch II durch Minusbuchung
wieder zu löschen.“

22) Aus: Münchener Kommentar zur Insolvenzordnung (nachfol-
gend MK) Rdnr. 41 zu § 22 InsO: Weigert sich der Schuldner nach
Anordnung der vorläufigen Verwaltung gemäß § 22 Abs. 1 die der
Verfügungsgewalt des vorläufigen Verwalters unterworfene Vermö-
gensmasse an diesen herauszugeben, so kann dieser, wie schon unter
der KO, die Herausgabe der zu sichernden Gegenstände durch den
Gerichtsvollzieher gemäß § 883 ZPO erzwingen, da der Beschluss
über die Anordnung der vorläufigen Verwaltung und des dem Schuld-
ner auferlegten Verfügungsverbotes hierfür Titel i. S. d. § 794 Nr. 3
ZPO ist. Es bedarf gegenüber dem Schuldner nicht eines besonderen,
die Wegnahme anordnenden Beschlusses des Insolvenzgerichts.
Und weiter Rdnr. 179 zu § 22: Nach § 22 Abs. 3 Satz 1 ist der Vor-
läufige Insolvenzverwalter u. a. berechtigt, alle Geschäftsräume des
Schuldners zu betreten. Insoweit ist der Beschluss über die Bestellung
des Insolvenzverwalters zugleich eine Anordnung im Sinne des
Art. 13 Abs. 2 GG. 468 Das Zutrittsrecht des vorläufigen Verwalters
kann dieser daher auch zwangsweise durchsetzen, ggf. unter Zuhilfe-
nahme polizeilicher Mittel oder eines Gerichtsvollziehers, denn wie er
das Zutrittsrecht wahrnimmt, ist ausschließlich Sache der Ausübung
der ihm übertragenen eigenständigen Kompetenz. Insoweit gibt es we-
der eine quantitative noch zeitliche Begrenzung oder Einschränkung,
maßgebend ist allein die Durchsetzung des Sicherungszweckes. Der
Bestellungsbeschluss ist insoweit zugleich auch ein Vollstreckungs-
titel i. S. v. § 794 Abs. 1 Nr. 3 ZPO, 469 aus dem die Vollstreckung
entsprechend §§ 883, 885 ZPO vollzogen werden kann. 470 Das
Zutrittsrecht des Verwalters erstreckt sich auch auf Hilfskräfte, derer
er sich zur Erfüllung seiner Aufgaben bedient sowie der von ihm
beauftragten Dritten z. B. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater. Wohn-
räume des Schuldners darf der vorläufige Insolvenzverwalter nur
betreten, wenn in diesen Räumen eine, wenn auch nur partielle
Geschäftstätigkeit des Schuldners ausgeübt wird. Für das Betreten
privater Räume bzw. der vom Geschäftsbetrieb getrennten Privatwoh-
nung bedarf es jedoch einer zusätzlichen richterlichen Anordnung
gemäß § 758 ZPO. Ist allerdings gegen den Schuldner ein allgemeines
Verwaltungs- und Verfügungsverbot erlassen worden, so dass die
Wirkungen des eröffneten Verfahrens in das Eröffnungsverfahren
vorverlagert worden sind, so spricht einiges dafür, dass diese Anord-
nung gemeinsam mit der Verfolgung des Sicherungszweckes hinsicht-
lich des gesamten der Insolvenzbeschlagnahme unterliegenden Ver-
mögens den so ausgestatteten vorläufigen Insolvenzverwalter auch
zum Betreten und zu Nachforschungen in die Privaträume unter Hin-
zuziehung eines Gerichtsvollziehers berechtigt.

23) Vgl. MK Rdnr. 68 zu § 148 InsO: Befugnisse des Gerichts-
vollziehers. Der Gerichtsvollzieher darf die Wohn- und Geschäfts-
räume allein aufgrund des Eröffnungsbeschlusses ohne zusätzliche
gerichtliche Anordnung betreten und durchsuchen. Nach einer (wohl
überwiegenden) Auffassung ergibt sich das daraus, dass der Eröff-
nungsbeschluss – wie andere Titel, die die Herausgabe von Gegen-
ständen anordnen, die sich in der Schuldnerwohnung befinden –
implizit das Betreten der Wohn- und Geschäftsräume gestattet. Die
Gegenansicht beruft sich auf Art. 13 Abs. 7 GG und BVerfGE
51, 117 und verlangt analog § 761 ZPO eine zusätzliche richterliche
Anordnung (Aufzählung bei Fn. 132), weil der Eröffnungsbeschluss
unterschiedslos die Herausgabe aller möglichen Dinge anordnet und
von einer impliziten richterlichen Durchsuchungsanordnung nur
dann gesprochen werden könne, wenn sich die herauszugebende Sa-
che nur in der Wohnung befinden kann. Der Vergleich mit „norma-
len“ Herausgabe- und Vollstreckungstiteln ist aber nicht in vollem
Umfang tragfähig, weil der Eröffnungsbeschluss umfassender ist.
Man muss den Inhalt der Anordnung des Eröffnungsbeschlusses im
Zusammenhang mit Sinn und Zweck des § 148 Abs. 1 und des § 151
lesen. Danach hat der Insolvenzverwalter die verwertbaren Vermö-
gensgegenstände zunächst zu erfassen. Das gilt besonders für Gegen-
stände, die sich in der Wohnung des Schuldners befinden und damit
nicht ohne weiteres bekannt sind. Anders als bei Herausgabetiteln
enthält der Eröffnungsbeschluss also einen unbedingten (nicht durch
das Nichtauffinden des Gegenstandes außerhalb der Wohnung be-
dingten) Durchsuchungsauftrag und insoweit eine implizite richter-
liche Durchsuchungsanordnung.
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Und weiter MK Rdnr. 61 ff. zu § 148: 2. Vollstreckungstitel.
§ 148 Abs. 2 Satz 1 stellt nunmehr ausdrücklich klar, dass der Eröff-
nungsbeschluss ein Vollstreckungstitel ist. Dabei handelt es sich um
einen Titel i. S. v. § 794 Abs. 1 Nr. 3 ZPO i. V. m. §§ 34 Abs. 2, 6
Abs. 1. Die Durchsetzung erfolgt „im Wege der Zwangsvollstre-
ckung“. Dabei geht es darum, den Herausgabeanspruch des Insol-
venzverwalters im Wege der Einzelzwangsvollstreckung durchzuset-
zen. Es handelt es sich nicht um eine Maßnahme im Rahmen einer
„Gesamtzwangsvollstreckung“ wegen Geldforderungen. Aus diesem
Grund sind die §§ 883, 885 ZPO einschlägig. (…) Gemäß Art. 25
Abs. 1 EulnsVo kann der Herausgabetitel in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union im Wege des vereinfachten Verfahrens nach
Art. 31 bis 51 (mit Ausnahme von Art. 34 Abs. 2) EuGVÜ voll-
streckt werden. § 98 ist gegenüber § 148 Abs. 2 Satz 1 subsidiär. Aus
diesem Grund kann zur zwangsweisen Durchsetzung der Heraus-
gabepflichten keine Haft angeordnet werden. Es bleibt vielmehr die
Gewaltanwendung gemäß § 148 Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 758 Abs. 3
ZPO.
3. Vollstreckungsklausel. Die Zwangsvollstreckung setzt die
Erteilung einer Vollstreckungsklausel voraus, § 724 Abs. 1 ZPO.
Eine genaue Bezeichnung der Gegenstände, die weggenommen
werden sollen, muss in die Klausel nicht aufgenommen werden. Der
Umfang der Herausgabepflicht wird durch die §§ 35, 36 bestimmt.

Der Eröffnungsbeschluss gibt auch den Auftrag, die Insolvenzmasse
zu erfassen. Die Durchsuchung der Wohn- und Geschäftsräume des
Schuldners soll die Insolvenzmasse vielfach erst ans Licht bringen.
Damit wäre es nicht zu vereinbaren, wenn bereits vorher alle Gegen-
stände genau bezeichnet werden müssten oder für jeden später ent-
deckten Gegenstand eine neue Klausel erteilt würde. Erst der Auftrag
an den Gerichtsvollzieher muss die wegzunehmenden Gegenstände
genau bezeichnen. Zuständig für die Erteilung der Vollstreckungs-
klausel ist gemäß § 797 Abs. 1 ZPO der Urkundsbeamte des Insol-
venzgerichts.
4. Prüfungspflichten des Gerichtsvollziehers. Im Rahmen der Ein-
zelzwangsvollstreckung (§ 808 ZPO) hat der Gerichtsvollzieher
grundsätzlich nicht zu prüfen, ob die wegzunehmende Sache dem
Schuldner gehört. Bei der Herausgabevollstreckung erübrigt sich
eine Prüfung schon deshalb, weil der Gegenstand genau bezeichnet
ist. Abweichend von diesem Normalfall bezieht sich der Eröffnungs-
beschluss nicht auf bestimmte Gegenstände. Der Gerichtsvollzieher
muss also prüfen, ob eine Sache erkennbar schuldnerfremd und/oder
unpfändbar ist. Der Gerichtsvollzieher hat von Amts wegen die Mas-
sezugehörigkeit zu prüfen. Dem kann aber dadurch abgeholfen wer-
den, dass in der Vollstreckungsklausel der wegzunehmende Gegen-
stand genau bezeichnet wird. Dann entfällt eine Prüfung durch den
Gerichtsvollzieher.

R E C H T S P R E C H U N G

§§ 57, 58 BRAGO

Beauftragt der Rechtsanwalt des Gläubigers im Zwangs-
vollstreckungsverfahren zunächst einen Gerichtsvollzie-
her mit der Vollstreckung am Geschäftsitz des Schuldners
und anschließend einen anderen Gerichtsvollzieher an des-
sen Wohnsitz, weil der Geschäftssitz nicht mehr besteht, so
stehen beide Einzelmaßnahmen in einem inneren Zusam-
menhang. Dem Rechtsanwalt steht nur eine Drei-Zehntel-
Gebühr zu, weil der zweite Gerichtsvollzieherauftrag dem
Ziel der Befriedigung derselben Forderung des Gläubigers
dient und eine inhaltsgleiche Wiederholung des ersten Auf-
trags darstellt.*)

BGH, Beschl. v. 5. 11. 2004
– IX a ZB 77/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Im Juni 2002 beauftragte der Rechtsanwalt der Gläubigerin
den zuständigen Gerichtsvollzieher mit der Mobiliarpfändung
und der Abnahme der eidesstattlichen Versicherung bei
Fruchtlosigkeit unter der Geschäftsadresse der Schuldnerin
in …, wo auch der Mahn- und der Vollstreckungsbescheid
zugestellt worden waren. Der Gerichtsvollzieher fand ein
Geschäftslokal der Schuldnerin unter dieser Anschrift nicht
mehr vor. Danach erteilte der Rechtsanwalt einen gleich lau-
tenden Auftrag an den für die Wohnanschrift der Schuldnerin
in … zuständigen Gerichtsvollzieher. Diese Vollstreckung
war erfolgreich; die Schuldnerin zahlte die Forderung in
monatlichen Raten von je 2 000 Euro. Als gemäß § 788 ZPO
mit zu vollstreckende Kosten der Zwangsvollstreckung macht
die Gläubigerin für die beiden Aufträge an die Gerichtsvoll-
zieher Gebühren ihres Verfahrensbevollmächtigten in Höhe
von jeweils 206,25 Euro (einschließlich Auslagenpauschale
und Umsatzsteuer) geltend. Die Gerichtsvollzieherin hat die

zweite Gebühr abgesetzt. Sie vertritt den Standpunkt, es liege
nur eine Angelegenheit der Zwangsvollstreckung vor, für wel-
che die anwaltliche Gebühr nur einmal entstehe.

Das Amtsgericht hat die Erinnerung der Gläubigerin
zurückgewiesen. Die von der Gläubigerin eingelegte sofortige
Beschwerde hat das Landgericht Bonn zurückgewiesen. Da-
gegen wendet sich die Gläubigerin mit der zugelassenen
Rechtsbeschwerde.

I I .

Das gemäß § 574 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 ZPO statt-
hafte und auch im Übrigen zulässige Rechtsmittel hat keinen
Erfolg.

1. Nach Auffassung des Beschwerdegerichts kann die
Gläubigerin als notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung
nur eine (Drei-Zehntel-)Gebühr ihres anwaltlichen Vertreters
gemäß § 57 BRAGO geltend machen, weil die beiden
Gerichtsvollzieheraufträge im vorliegenden Fall nach § 58
BRAGO nur eine Angelegenheit der Mobiliarvollstreckung
darstellten. Die Mobiliarvollstreckung gegen Gewerbetreiben-
de sei zweckmäßigerweise sowohl in deren Geschäftslokal als
auch in deren Wohnung durchzuführen. An beiden Orten sei
– alternativ oder kumulativ – mit pfändbaren Sachen im Ge-
wahrsam des Schuldners zu rechnen. Sollte die Zwangsvoll-
streckung nach vergeblichem Mobiliarpfändungsversuch im
Offenbarungsverfahren fortgesetzt werden, sei regelmäßig
eine Fruchtlosigkeitsbescheinigung sowohl für das Geschäfts-
lokal als auch die Wohnung erforderlich. Die Gläubigerin wer-
de daher den Rechtsanwalt regelmäßig mit der Durchführung
der Mobiliarvollstreckung insgesamt beauftragen, auch wenn
dieser Auftrag jedenfalls dann nur nacheinander und durch
Erteilung mehrerer Vollstreckungsaufträge an den Gerichts-
vollzieher zu erfüllen sei, wenn – wie regelmäßig – nur eine
vollstreckbare Ausfertigung des Titels vorliege und Ge-
schäftslokal und Wohnung in die Zuständigkeit verschiedener
Gerichtsvollzieher fielen.

2. Die Gläubigerin ist der Meinung, sie könne die Erstat-
tung einer zweiten Anwaltsgebühr in Höhe von 206,25 Euro*) amtlicher Leitsatz
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verlangen. Hintergrund sei, dass der erste Vollstreckungsver-
such unter der Geschäftsadresse der Schuldnerin in … frucht-
los verlaufen sei und anschließend ein weiterer Gerichtsvoll-
zieher für die Vollstreckung unter der Wohnanschrift der
Schuldnerin in … habe beauftragt werden müssen. Von einer
Angelegenheit im Sinne von § 58 Abs. 1 BRAGO könne nur
dann gesprochen werden, wenn sich eine weitere Maßnahme
als Fortsetzung der zuerst ergriffenen Maßnahme erweise:
Davon könne im vorliegenden Fall keine Rede sein, weil der
erste Vollstreckungsauftrag abgeschlossen gewesen sei, nach-
dem der Vollstreckungsversuch im Geschäftslokal der Schuld-
nerin fruchtlos verlaufen sei. Es habe ein weiterer Gerichts-
vollzieher für eine Vollstreckung unter der Wohnanschrift der
Schuldnerin beauftragt werden müssen. Hätten aber verschie-
dene Gerichtsvollzieher beauftragt werden müssen, so lägen
mehrere Angelegenheiten vor. Dem lasse sich nicht entgegen-
halten, dass zweckmäßigerweise eine Mobiliarvollstreckung
sowohl in dem Geschäftslokal als auch in der Wohnung durch-
zuführen sei. Eine solche gleichzeitige Durchführung von
Vollstreckungsmaßnahmen sei völlig unüblich und würde
auch praktisch kaum durchführbar sein, wenn wie im vorlie-
genden Fall Geschäftslokal und Wohnung in verschiedenen
Gerichtsbezirken liegen.

3. Die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist richtig.

Dem Verfahrensbevollmächtigten steht in der Zwangsvoll-
streckung eine Gebühr nach § 57 Abs. 1 Satz 1 BRAGO zu,
weil er die Gläubigerin vertreten hat. Jedoch wird seine ge-
samte Tätigkeit durch die Drei-Zehntel-Gebühr abgegolten,
weil sie im Sinne von § 58 Abs. 1 BRAGO die gleiche Ange-
legenheit betrifft. Danach gilt jede Vollstreckungsmaßnahme
zusammen mit den durch sie vorbereiteten Vollstreckungs-
handlungen bis zur Befriedigung des Gläubigers als eine
Angelegenheit (Gerold/Schmidt/von Eicken/Madert, Bundes-
gebührenordnung für Rechtsanwälte, 15. Aufl., § 57 Rdnr. 24
und 28). Dazu hat der Senat entschieden, dass grundsätzlich
die gesamten zu einer bestimmten Vollstreckungsmaßnahme
gehörenden, miteinander in einem inneren Zusammenhang
stehenden Einzelmaßnahmen von der Vorbereitung der Voll-
streckung bis zur Befriedigung des Gläubigers oder bis zum
sonstigen Abschluss der Vollstreckung dieselbe gebüh-
renrechtliche Angelegenheit bilden, wenn die weitere Voll-
streckungshandlung die einmal eingeleitete Maßnahme mit
demselben Ziel der Befriedigung fortsetzt (BGH, Beschluss
vom 12. Dezember 2003 – IX a ZB 234/03, Rpfleger 2004,
250 und Beschluss vom 24. September 2004 – IX a ZB 15/04,
z. V. b.).

So liegt der Fall hier. Beide Einzelmaßnahmen stehen in
einem inneren Zusammenhang, weil sie dem Ziel der Befrie-
digung derselben Forderung der Gläubigerin dienen und der
zweite Gerichtsvollzieherauftrag eine inhaltsgleiche Wieder-
holung des ersten Auftrags an der Wohnanschrift der Schuld-
nerin darstellt.

§ 49 Abs. 3 BBesG

1. § 49 Abs. 3 BBesG enthält nicht nur eine Ermächti-
gung zum Verordnungserlass, sondern verpflichtet den
Dienstherrn zur regelmäßigen Entschädigung der
angefallenen notwendigen Kosten eines Gerichtsvoll-
zieherbüros.

2. Die Entschädigung ist an den tatsächlich anfallenden
notwendigen Sach- und Personalkosten auszurichten
und realitätsnah festzusetzen, wobei der Dienstherr
nach Maßgabe der Ergebnisse entsprechender Erhe-
bungen zur Pauschalierung und Typisierung, im Falle

gravierender regionaler Unterschiede auch zu Staffe-
lungen befugt oder gar verpflichtet ist.

3. § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG sieht kein bestimmtes Ent-
schädigungsmodell vor. Aus der Verpflichtung des
Dienstherrn zur realitätsnahen Erstattung der entste-
henden Kosten folgt, dass die Kostenerstattung nicht an
fiktiven Kosten ausgerichtet werden darf.*)

BVerwG, Urt. v. 19. 8. 2004
– BVerwG 2 C 41.03 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Die Kläger sind als Gerichtsvollzieher an verschiedenen
Amtsgerichten des Beklagten eingesetzt. Ihren Antrag auf Er-
höhung der Bürokostenentschädigung für das Jahr 1993 lehnte
der Beklagte ab.

Das Verwaltungsgericht hat den Klagen teilweise stattge-
geben, der Verwaltungsgerichtshof hat sie insgesamt abgewie-
sen. Auf die Revision der Kläger hat das Bundesverwaltungs-
gericht die Berufungsentscheidungen aufgehoben und die
Sachen zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an den
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zurückverwiesen. Im
erneuten Berufungsverfahren hat dieser den Beklagten ver-
pflichtet, die Bürokostenentschädigung für das Jahr 1993 zu
erhöhen, und zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt:

Der Beklagte habe die den Gerichtsvollziehern im Jahr
1993 im Durchschnitt tatsächlich entstandenen Bürokosten
unzureichend abgegolten. Maßstab der Entschädigung seien
die angefallenen notwendigen Sach- und Personalkosten, wo-
bei die gesamten Bürokosten eines typisierend betrachteten
durchschnittlichen Gerichtsvollziehers und nicht die konkret
bei dem einzelnen Gerichtsvollzieher angefallenen Kosten
zugrunde zu legen seien. Personalkosten seien nicht nur dann
zu ersetzen, wenn und soweit sie in der Praxis im Durchschnitt
tatsächlich entstanden seien. Rechtlich maßgeblich sei viel-
mehr, dass sie bei pauschalierender und typisierender Betrach-
tung für ein ordnungsgemäß arbeitendes Gerichtsvollzieher-
büro auch unter dem Blickwinkel des Grundsatzes der Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit notwendig, mithin objektiv
erforderlich seien. Zwar habe eine Erhebung des Justiz-
ministeriums des Beklagten ergeben, dass Bürohilfskräfte im
Durchschnitt nicht halbtags, sondern tatsächlich einige
Stunden weniger eingesetzt worden seien. Dies sei aber darauf
zurückzuführen, dass viele Gerichtsvollzieher die Büroarbeit
selbst erledigt hätten oder dabei von Angehörigen unterstützt
worden seien.

Diese Eigenleistungen seien im Rahmen des § 49 Abs. 3
BBesG unbeachtlich, weil es nicht bloß auf die dem Gerichts-
vollzieher im Durchschnitt tatsächlich entstandenen Personal-
kosten ankomme, sondern auf die Personalkosten eines ord-
nungsgemäß arbeitenden Gerichtsvollzieherbüros. Sonst wäre
rechtlicher Anknüpfungspunkt der Bürokostenentschädigung
die „Selbstausbeutung der Gerichtsvollzieher und ihrer mitar-
beitenden Familienangehörigen“. Gemessen an diesen Grund-
sätzen sei der für das Jahr 1993 festgesetzte Personalkostenan-
teil nicht überhöht, der Sachkostenanteil aber zu niedrig gewe-
sen. Daher sei die grundsätzlich zulässige Verrechnung eines
zu niedrig angesetzten Sachkostenanteils mit einem zu hoch
festgesetzten Personalkostenanteil für das Jahr 1993 nicht
möglich gewesen. Der Beklagte habe die Bürokostenentschä-
digung daher neu festzusetzen.

*) amtlicher Leitsatz
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Gegen diese Entscheidungen richten sich die Revisionen
des Beklagten. Er rügt die Verletzung formellen und materiel-
len Rechts und beantragt, die Beschlüsse des Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshofs vom 5. September 2003 aufzuheben und
unter Zurückweisung der Berufungen der Kläger die Urteile
des Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 6. Au-
gust 1996 dahin abzuändern, dass die Klage insgesamt abge-
wiesen wird.

Die Kläger verteidigen die angefochtene Berufungsent-
scheidung und beantragen, die Revision zurückzuweisen.

I I .

Die Revisionen des Beklagten, die der Senat zur gemein-
samen Verhandlung und Entscheidung verbunden hat, sind
mit der Folge der Zurückverweisung der Sachen an das Be-
rufungsgericht zur anderweitigen Verhandlung und Entschei-
dung begründet. Die angefochtenen Beschlüsse verletzen
revisibles Recht und erweisen sich auch aus anderen Gründen
im Ergebnis nicht als richtig.

§ 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG in der maßgeblichen Fassung
der Neubekanntmachung vom 9. März 1992 (BGBl. I S. 409)
ermächtigt die Landesregierungen, durch Rechtsverordnung
die Abgeltung der den Gerichtsvollziehern für die Verpflich-
tung zur Errichtung und Unterhaltung eines Büros entstehen-
den Kosten zu regeln. Von dieser Ermächtigung hat der Be-
klagte in Übereinstimmung mit § 49 Abs. 3 Satz 2 BBesG
durch die Verordnung zum Vollzug des § 49 Abs. 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes vom 16. September 1975 (BayGVBl.
S. 303) und die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten der
Gerichtsvollzieher vom 26. September 1975 – GVEntschV –
(BayGVBl. S. 338) in der maßgeblichen, zum 1. Januar 1993
rückwirkenden Fassung vom 22. Februar 1994 (BayGVBl.
S. 159) Gebrauch gemacht.

§ 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG enthält nicht nur eine bloße
Ermächtigung zum Erlass einer Abgeltungsregelung, sondern
verpflichtet den Dienstherrn zugleich zum regelmäßigen
Ersatz der angefallenen Bürokosten. Dies folgt aus dem ver-
fassungsrechtlichen Gebot amtsangemessener Alimentation
(Art. 33 Abs. 5 GG). Den Gerichtsvollziehern soll nicht zu-
gemutet werden, Kosten selbst zu übernehmen, die ihnen
zwangsläufig aufgrund dienstlicher Verpflichtungen entstehen
und die andere Beamte gleichen Amtes nicht zu tragen haben.
Deshalb ist die Entschädigung an den anfallenden notwendi-
gen Sach- und Personalkosten auszurichten und realitätsnah
festzusetzen, wobei der Dienstherr zur Pauschalierung und
Typisierung, im Falle gravierender regionaler Unterschiede
auch zu Staffelungen befugt oder gar verpflichtet ist. Ein
bestimmtes Entschädigungsmodell sieht § 49 Abs. 3 Satz 1
BBesG nicht vor (vgl. Urteil vom 4. Juli 2002 – BVerwG 2
C 13.01 – Buchholz 240 § 49 BBesG Nr. 2; Beschluss vom
10. April 1996 – BVerwG 2 B 48.96 – n. v.). Dies folgt aus
Wortlaut, systematischer Stellung, Sinn und Zweck sowie der
Entstehungsgeschichte des § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG, so dass
an der Rechtsprechung des Senats festzuhalten ist.

Nach dem Wortlaut des § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG werden
die Landesregierungen zur Regelung einer Kostenabgeltung
für die „den Gerichtsvollziehern“ und nicht für die „dem Ge-
richtsvollzieher“ entstehenden Kosten ermächtigt. Aus der
Verwendung der Mehrzahl – anstelle der Einzahlform – folgt,
dass Abgeltungsmaßstab nicht die dem einzelnen Beamten
konkret entstehenden Kosten sind, sondern die im Durch-
schnitt sämtlichen Gerichtsvollziehern im Geltungsbereich
einer landesrechtlichen Abgeltungsregelung entstehenden
Kosten. Damit erlaubt die bundesrechtliche Ermächtigung die
Normierung einer typisierenden und pauschalierenden Auf-
wandsentschädigung, die sich jedoch realitätsnah an den tat-

sächlich entstehenden Kosten zu orientieren hat. Dies wieder-
um bedeutet, dass der Dienstherr im Falle großer regionaler
Unterschiede verpflichtet ist, entsprechend zu staffeln oder
diesen Umstand im Rahmen seiner Durchschnittsberechnung
auf andere Weise zu berücksichtigen.

Auch die Stellung der Vorschrift im systematischen Kon-
text spricht für die Annahme, dass § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG
nicht zur Regelung einer Vergütung, sondern einer Kostenab-
geltung ermächtigt. Zwar steht die Vorschrift im 4. Abschnitt
des Bundesbesoldungsgesetzes, der „Zulagen und Vergütun-
gen“ regelt. Doch sind dort nicht nur Zulagen und besondere
Vergütungen, sondern auch die Aufwandsentschädigungen für
besondere Beamtengruppen zusammengefasst.

Der Zweck der Vorschrift besteht – wie der Senat bereits
im Urteil vom 4. Juli 2002 – BVerwG 2 C 13.01 – (a. a. O.)
ausgeführt hat – nicht darin, den Gerichtsvollziehern eine
zusätzliche Alimentation zu gewähren, sondern darin, eine
landesrechtliche Aufwandsentschädigung zu ermöglichen, um
die Beamten nicht mit Kosten zu belasten, die ihnen aufgrund
dienstlicher Verpflichtungen effektiv entstehen und die sie
sonst aus ihrer Alimentation zu bestreiten hätten.

Auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift spricht für
die Annahme einer Aufwandsentschädigung und gegen die
Annahme einer zusätzlichen Alimentation. Da einem typisie-
rend und pauschalierend ermittelten Kostenaufwand nicht
zwingend ein gleich hoher tatsächlicher Aufwand gegenüber-
steht und es im Fall eines im Vergleich zur Abgeltung gerin-
geren tatsächlichen Aufwandes zu einem steuerpflichtigen
Einkommen des Gerichtsvollziehers kommen würde, sollte
mit § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG eine im Verhältnis zu § 17
BBesG speziellere Vorschrift geschaffen werden, die den
rechtlichen Tatbestand einer Aufwandsentschädigung klar-
stellt (vgl. Bericht des Innenausschusses zum Vierten Bundes-
besoldungserhöhungsgesetz vom 26. Mai 1975, Bundestags-
drucksache 7/3689, Teil A, Art. IV Nr. 1 a).

Die den Gerichtsvollziehern entstehenden Kosten sind
nach § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG in dem Umfang typisierend
und pauschalierend abzugelten, in dem sie durch die Einrich-
tung und Unterhaltung eines Büros entstehen. Nach der bun-
deseinheitlich gefassten Gerichtsvollzieherordnung – GVO –
darf der Gerichtsvollzieher seinen Geschäftsbetrieb zwar nach
eigenem Ermessen gestalten, soweit hierüber keine besonde-
ren Bestimmungen bestehen (§ 45 Abs. 1 GVO), er muss aber
jedenfalls an seinem Amtssitz ein Geschäftszimmer unterhal-
ten, dessen Ausstattung im Einzelnen in § 46 Abs. 3 GVO
geregelt ist. Nach § 49 Abs. 1 GVO ist er verpflichtet, Büro-
und Schreibhilfen zu beschäftigen, soweit es der Geschäftsbe-
trieb erfordert. An den Kosten dieses Einsatzes von Hilfskräf-
ten hat sich die Abgeltung realitätsnah zu orientieren.

Bundesrechtlich ist kein bestimmtes Entschädigungs-
modell vorgeschrieben. Der Verordnungsgeber ist in den
beschriebenen Grenzen frei. Er darf pauschalieren, typisieren
und regional staffeln. Er muss sich aber, da er lediglich zum
Kostenersatz verpflichtet ist, realitätsnah an den tatsächlich
entstehenden Kosten orientieren. Dies verbietet es, auf einen
– wie immer definierten – für erforderlich gehaltenen Bedarf
abzustellen. Denn der Ersatz eines fiktiven Aufwandes ist
keine Abgeltung eines tatsächlich entstehenden Aufwandes.
Daher ist der Rechtssatz des Berufungsgerichts, ein idealtypi-
sches, ordentlich organisiertes, an den Grundsätzen der Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit ausgerichtetes Gerichtsvoll-
zieherbüro benötige eine halbtags beschäftigte Bürohilfskraft,
nicht mit § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG vereinbar. Bereits der
gedankliche Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, einen
fiktiven Personalkostenaufwand zugrunde zu legen, um die
„Selbstausbeutung der Gerichtsvollzieher und ihrer mitarbei-
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tenden Familienangehörigen“ zu verhindern, ist unzutreffend.
Es mag zwar sein, dass Gerichtsvollzieher trotz Erforderlich-
keit keine Bürohilfskraft beschäftigen, sondern die Büroarbeit
selbst erledigen oder sich von Familienangehörigen unentgelt-
lich unterstützen lassen. Richtig ist auch, dass dieser Umstand
wegen der anzustellenden typisierenden und pauschalierenden
Durchschnittsberechnung statistisch zu einem geringeren Auf-
wand führt. Beschäftigt der Gerichtsvollzieher jedoch eine
Bürohilfskraft oder – gegen vertraglich vereinbartes Entgelt –
einen Familienangehörigen, so erhöht sich zwangsläufig der
vom Beklagten realitätsnah zu ermittelnde durchschnittliche
Kostenaufwand. Die vom Berufungsgericht beabsichtigte Ge-
gensteuerung zu der unterstellten Fehlentwicklung mit Hilfe
fiktiver Personalkosten ist daher nicht geboten.

Andererseits darf die grundsätzlich zulässige Kompensa-
tion von Sach- und Personalaufwand nicht dazu führen, dass
ein vom Beklagten zu niedrig bemessener Sachkostenersatz
durch unentgeltliche Büroarbeit des Gerichtsvollziehers oder
seiner Angehörigen – faktisch – ausgeglichen werden muss.
Der Dienstherr ist vielmehr gehalten, den jährlichen Sach- und
Personalkostenaufwand aktuell und realitätsnah zu ermitteln.
Typisiert und pauschaliert er anhand eines landesweit oder gar
bundesweit einheitlich ermittelten Aufwandes, wird er dieser
Verpflichtung nur gerecht, wenn keine wesentlichen regiona-
len Unterschiede (z. B. Stadt-Land-Gefälle) zur Differenzie-
rung zwingen. Eine arbeitnehmergleiche Beschäftigung von
Angehörigen, die ohne Entgelt und ohne die Entrichtung von
Sozialbeiträgen erfolgt, hat er, da es sich um ein Umgehungs-
geschäft handelt, bei der Auswertung seiner Erhebungen außer
Betracht zu lassen.

Die Berufungsentscheidung erweist sich auch aus anderen
Gründen im Ergebnis nicht als richtig (§ 144 Abs. 4 VwGO).
Dies wäre nur der Fall, wenn der vom Beklagten für das Jahr
1993 geleistete Personalkostenersatz den unter den Beteiligten
unbestritten zu geringen Sachkostenersatz nicht kompensiert
hat. Ob der gewährte Personalkostenersatz den im Durch-
schnitt angefallenen Aufwand abgegolten hat oder – wie der
Beklagte meint – höher war, kann der Senat mangels geeigne-
ter tatsächlicher Feststellungen nicht beurteilen.

Mit den Erhebungen des Justizministeriums Nordrhein-
Westfalen aus dem Jahre 1992 zu den durchschnittlichen
Personalkosten in den alten Bundesländern, die der Beklagte
seiner Kostenermittlung für das Jahr 1993 zugrunde gelegt hat,
hat sich zwar das Verwaltungsgericht, nicht aber der Verwal-
tungsgerichtshof rechtlich und tatsächlich auseinander gesetzt.
Die Kläger haben die statistische Richtigkeit dieser Erhebung
bestritten. Ihre Einwände hat das Berufungsgericht entspre-
chend seiner Rechtsauffassung nicht geprüft. In dem erneut
durchzuführenden Berufungsverfahren muss daher festgestellt
werden, ob diese Kostenerhebung für das Jahr 1992 sachlich
richtig war und ob sie der Kostenentwicklung des Jahres 1993
gerecht wird. Stellt sich beides als zutreffend heraus, ist zu
prüfen, ob ein Überschuss bei der Personalkostenerstattung
die zu geringe Sachkostenabgeltung kompensiert hat oder ob
der Beklagte zu verpflichten ist, die Abgeltung neu festzuset-
zen. Ergibt sich, dass die Kostenerhebung von 1992 nicht
herangezogen werden darf, ist zu prüfen, ob eine andere Tat-
sachengrundlage zur Kostenermittlung zur Verfügung steht.
Ist auch dies nicht der Fall, ist darüber zu befinden, zu wessen
Lasten dies geht.

Anmerkung:

Das vorstehende Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
hat eine lange Vorgeschichte, stellt aber noch nicht den Ab-
schluss des Rechtsstreits dar. Den von mehreren Gerichtsvoll-
ziehern bezüglich der Bürokostenabgeltung für das Jahr 1993

erhobenen Klagen wegen unzureichender Abgeltung der für
die Einrichtung und Unterhaltung ihrer Geschäftszimmer
(§ 46 GVO) notwendigen Sachkosten wurde durch Urteil des
Verwaltungsgerichts München vom 6. 8. 1996 teilweise statt-
gegeben. Die hiergegen eingelegten Berufungen der Kläger
wurden vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zurückge-
wiesen. Auf die gleichzeitig eingelegten Berufungen des Be-
klagten erfolgte durch den Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hof Klageabweisung in vollem Umfange. Das klageabweisen-
de Urteil des Bayer. VGH wurde auf Revision der Kläger
durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. 7. 2002
(DGVZ 2002, S. 151) unter ausdrücklicher Anerkennung des
Rechtsweges aufgehoben und das Verfahren zur erneuten Ver-
handlung und Entscheidung an den Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof zurückverwiesen, insbesondere deshalb, weil noch
weitere tatsächliche Feststellungen zu treffen seien.

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat dann durch
Beschluss vom 5. 9. 2003 (DGVZ 2003, S. 170) den Berufun-
gen der Kläger gegen das Urteil des VG München stattge-
geben und die Anschlussberufungen des Beklagten zurückge-
wiesen. Er kommt in diesem Beschluss zu dem Ergebnis, dass
der für das Jahr 1993 gewährte Sachkostenanteil zu gering be-
messen war und auch nicht etwa durch einen überhöhten Per-
sonalkostenanteil ausgeglichen werden konnte. Auch gegen
diese Entscheidung hat der Beklagte – wie vom VGH zuge-
lassen – Revision eingelegt, über die das Bundesverwaltungs-
gericht durch das vorstehend abgedruckte Urteil vom 19. 8.
2004 entschieden hat. Das Urteil führt erneut zur Zurückver-
weisung an den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof und gibt
diesem, wie auch dem Beklagten, eine harte Nuss zu knacken,
wenn das Ergebnis Richtschnur für die künftige Bürokosten-
abgeltung sein soll.

Das Bundesverwaltungsgericht bringt im Wesentlichen
zum Ausdruck, dass der Beklagte verpflichtet sei, die den Ge-
richtsvollziehern entstehenden Kosten in dem Umfang typisie-
rend und pauschalierend abzugelten, in dem sie durch Ein-
richtung und Unterhaltung eines Büros entstehen. Dabei müs-
se er sich aber, da er lediglich zum Kostenersatz verpflichtet
sei, realitätsnah an den tatsächlich entstehenden Kosten
orientieren. Eine arbeitnehmergleiche Beschäftigung von An-
gehörigen, die ohne Entgelt und ohne Entrichtung von Sozial-
beiträgen erfolge, habe er, da es sich um ein Umgehungsge-
schäft handele, bei der Auswertung seiner Erhebungen außer
Betracht zu lassen. Damit bewegt sich das Bundesverwal-
tungsgericht auf der Linie der Entscheidung des VGH Baden-
Württemberg (DGVZ 1996, S. 151), die aber den Verord-
nungsgebern damals keine Veranlassung gegeben hat, von
dem praktizierten Entschädigungssystem abzuweichen.

Wenn nunmehr nach den Vorgaben des Bundesverwal-
tungsgerichts verfahren und die Bürokostenabgeltung künftig
aktuell und realitätsnah aufgrund einer jährlichen Erhebung
über die tatsächlich verausgabten Personalkosten festgesetzt
wird, führt dies zu einer Abwärtsspirale, die mit mathema-
tischer Sicherheit nach entsprechender Zeit bei Null endet.
Wird nämlich der Durchschnittsbetrag der im Ausgangsjahr
tatsächlich verausgabten Personalkosten einer Neufestset-
zung der Bürokostenabgeltung zu Grunde gelegt, ohne die von
den Gerichtsvollziehern selbst oder durch Familienangehöri-
ge ohne Arbeitsvertrag erledigten Büroarbeiten zu berück-
sichtigen, dann ergibt sich ein weitaus niedrigerer Personal-
kostenbetrag, der es den Gerichtsvollziehern, die Bürokräfte
mit regulären Arbeitsverträgen beschäftigen, nicht mehr
ermöglicht, diese Arbeitsverhältnisse aufrechtzuerhalten. Sie
sind gezwungen, ihre Personalausgaben zu reduzieren und
durch Eigenleistung zu ersetzen, was im nächsten Jahr wie-
derum zu einem geringeren Durchschnittsbetrag führt, der er-
neut einen niedrigeren Personalkostenbetrag zur Folge hat
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usw., ggf. bis zur Reduzierung auf Null. Das führt dann nicht
zur Selbstausbeutung, sondern zur Ausbeutung durch den
Dienstherrn, was aber wohl kaum lange funktionieren würde,
weil die Gerichtsvollzieher unter solchen Bedingungen sicher
schon lange vorher „den Bettel hinschmeißen“ würden.

Es ist unbestritten, dass Gerichtsvollzieher, wie das Urteil
des BVerwG ausführt, zum Teil „trotz Erforderlichkeit keine
Bürohilfskraft beschäftigen, sondern die Büroarbeit selbst
erledigen oder sich von Familienangehörigen unentgeltlich
unterstützen lassen“. Dabei handelt es sich allerdings nicht
um Selbstausbeutung, da durch die ersparten Personalausga-
ben das Familieneinkommen erhöht wird. Dies ist systemim-
manent, denn diesem Umstand trägt die Entschädigungsver-
ordnung in § 5 dadurch Rechnung, dass die in der Bürokosten-
abgeltung enthaltenen Personalkosten zu versteuern sind,
wenn dem Finanzamt keine entsprechenden Ausgaben nach-
gewiesen werden. Aus diesem Grund wird auch bei dem Per-
sonalkostenanteil der Arbeitgeberanteil zu den Sozialversi-
cherungsbeiträgen im Rahmen der Bürokostenabgeltung seit
dem Jahr 1998 nicht mehr berücksichtigt. Eine gesetzliche
Pflicht zur Sozialversicherung und zum Abschluss von Ar-
beitsverträgen bei Mitarbeit von Ehegatten in einem als Fami-
lienbetrieb geführten Gerichtsvollzieherbüro besteht nicht.
Diese Mitarbeit erfolgt nach dem Prinzip der Selbstbestim-
mung im Sinne des § 1356 Abs. 2 BGB und kann nicht als Um-
gehungsgeschäft angesehen werden, dessen Leistungen bei
der Personalkostenabgeltung unberücksichtigt bleiben müsse.
Die Gründe, die dazu führen, dass ein Teil der Gerichtsvollzie-
her ihre Büroarbeiten durch Familienangehörige ohne Ar-
beitsvertrag erledigen lassen, können im Rahmen dieser An-
merkung nicht umfassend dargestellt werden. Insoweit wird
auf die Ausführungen des Unterzeichneten in DGVZ 1996,
S. 156/157 und in DGVZ 2003, S. 35–39, verwiesen. Dabei
spielt auch eine Rolle, dass Gerichtsvollzieher in den Anfangs-
jahren sehr oft an verschiedene Amtsgerichte abgeordnet
werden und nicht an jedem Ort neue Arbeitsverhältnisse be-
gründen können sowie die Tatsache, dass der Arbeitsanfall
unterschiedlich hoch ist, so dass bei der Mitarbeit von Fa-
milienmitgliedern mit Arbeitsvertrag ständig variierende
Gehaltsabrechnungen mit entsprechenden Meldungen und
Abgaben erstellt werden müssten, um vollen Ausgleich zu er-
langen, was einen erheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand
erfordert. Bei Beschäftigung von familienfremden Kräften mit
festen Arbeitszeiten werden die Arbeitsspitzen bei der Büroar-
beit in der Regel vom Gerichtsvollzieher selbst aufgefangen,
was ebenfalls der Abgeltung bedarf.

Nur am Rande sei noch angemerkt, dass die Gerichtsvoll-
zieher mangels ausreichenden Personalbestandes seit vielen
Jahren in hohem Masse überlastet sind, ohne dass hierfür eine
Abgeltung erfolgt, weil die Mehrarbeitsvergütung gemäß § 48
BBesG auf Gerichtsvollzieher nicht anzuwenden ist und die ih-
nen gemäß § 49 Abs. 1, 2 BBesG gewährte Vollstreckungsver-
gütung bei Überschreitung eines Jahreshöchstbetrages von
2 392,85 Euro gekürzt wird, ohne dass sich dieser Höchst-
betrag bei Überschreitung der Normalbelastung erhöht.

Die in §§ 45, 46, 49 GVO enthaltene Verpflichtung des Ge-
richtsvollziehers, auf eigene Kosten ein Geschäftszimmer zu
unterhalten und die notwendigen Schreibkräfte zu beschäfti-
gen, ist als Outsourcing zu werten und stellt eine Leistung dar,
die einen messbaren Preis hat. Der Preis für diese Leistung
wurde bisher durch Feststellung der notwendigen Sach- und
Personalkosten bemessen, wenn auch nicht immer rechtzeitig
und ausreichend. Nur auf dieser Basis lässt sich das gegenwär-
tige System aufrechterhalten. Wenn es dazu an gesetzlichen
Grundlagen mangelt, dann sollten sie geschaffen werden.

Obergerichtsvollzieher a. D. Theo Seip, Limburg/Lahn

§§ 885 ZPO; 4 Abs. 1 GvKostG; 180 GVGA

Zum Umfang einer Räumung von zu Wohnzwecken ge-
nutzten Bauwagen gehört nicht nur deren Abtransport,
sondern auch das Ausräumen und Verpacken des Inhalts
der Bauwagen sowie deren Lagerung. Hiernach hat sich
die Höhe des angeforderten Kostenvorschusses zu rich-
ten. Der angeforderte Vorschuss ist veränderten Umstän-
den, hier eine freiwillige Teilräumung der Schuldner,
anzupassen.

LG Kassel, Beschl. v. 16. 11. 2004
– 3 T 429/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Beschwerdeführer betreibt die Zwangsvollstreckung
aus dem Urteil des Amtsgerichts Kassel, mit welchem dem
Schuldner aufgegeben wurde, das Grundstück zu räumen. Es
handelt sich hierbei um eine so genannte Bauwagensiedlung.
Unter dem 9. Januar 2004 beauftragte der Beschwerdeführer
den zuständigen Gerichtsvollzieher mit der Durchführung der
Zwangsräumung. Zu diesem Zeitpunkt befanden sich auf dem
fraglichen Grundstück neben einigen schrottreifen Autos 25
Bauwagen. Der zuständige Gerichtsvollzieher machte die
Zwangsräumung mit Schreiben vom 12. Januar 2004 von der
Zahlung eines Kostenvorschusses in Höhe von 50 000 Euro
durch den Beschwerdeführer abhängig. Dem lag ein Kosten-
voranschlag der Spedition … zugrunde, welche die Kosten der
Räumung einschließlich derjenigen der Lagerung der 25 Bau-
wagen in einer zu mietenden abgeschlossenen Halle auf insge-
samt etwa 47 000 Euro schätzte. Gegen die Vorschussanforde-
rung legte der Beschwerdeführer unter dem 13. Januar 2004
Erinnerung ein, mit welcher er geltend machte, der angefor-
derte Kostenvorschuss von 50 000 Euro sei weit überhöht. Er
verwies auf ein Angebot der Firma … vom 13. Januar 2004,
welches für die Räumung des fraglichen Grundstücks einen
Pauschalpreis von 5 200 Euro vorsah. Ferner machte der Be-
schwerdeführer geltend, dass die zu räumenden Bauwagen
kostenlos in einer in seinem Eigentum stehenden Halle unter-
gestellt werden könnten.

Das Rechtsmittel ist als sofortige Beschwerde gemäß § 793
ZPO an sich statthaft und auch im Übrigen zulässig, insbeson-
dere form- und fristgerecht eingelegt worden, § 569 ZPO. Es
muss nunmehr auch in der Sache Erfolg haben.

Allerdings hat der zuständige Gerichtsvollzieher die
Zwangsräumung des fraglichen Grundstücks zu Recht von der
Zahlung eines Kostenvorschusses abhängig gemacht. Nach
§ 4 Abs. 1 Gerichtsvollzieherkostengesetz (GvKostG) ist der
Auftraggeber zur Zahlung eines Vorschusses verpflichtet, der
die voraussichtlich entstehenden Kosten deckt. Die Durch-
führung des Auftrags kann von der Zahlung des Vorschusses
abhängig gemacht werden. Die Vorschrift stellt in Absatz 1
Satz 1 klar, dass eine Vorschusspflicht besteht. Mit dem Wort
„kann“ gibt Absatz 1 Satz 2 deshalb dem Gerichtsvollzieher
nicht etwa nur ein Ermessen, sondern macht ihm grundsätzlich
die Einforderung eines Vorschusses zur Amtspflicht; denn es
handelt sich um eine Sicherung von Geldern, die dem Staat
zustehen (Hartmann, Kostengesetze, 34. Aufl., § 4 GvKostG
Rdnr. 3).

Die Höhe des vom Gerichtsvollzieher angeforderten Kos-
tenvorschusses von 50 000 Euro begegnet auch nicht schon
deswegen Bedenken, weil die … GmbH die Räumung des
fraglichen Grundstücks zu einem Pauschalpreis von lediglich
5 200 Euro angeboten hat; denn dieses Angebot ist nicht
realistisch. Wie sich aus dem vom Gerichtsvollzieher vorge-
legten Kostenvoranschlag der Spedition … ergibt, setzen sich
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die von dieser für die Räumung veranschlagten Gesamtkosten
von 47 000 Euro aus drei Positionen zusammen, nämlich dem
Ausräumen von ca. 25 als Wohnwagen genutzten Fahrzeugen
einschließlich des Verpackens sowie dem Abtransport und der
Lagerung der sich in den Wagen befindlichen Gegenstände,
wie etwa Bekleidung, Papiere etc. (Position 1), dem Abtrans-
port der ca. 25 Fahrzeuge (Position 2) sowie schließlich der
Miete und der Kaution der abgeschlossenen Lagerhalle für die
Einstellung der ca. 25 Fahrzeuge für die Dauer von drei
Monaten (Position 3). Den reinen Abtransport der Bauwagen
(Position 2) hat auch die Spedition … in ihrem Kostenvor-
anschlag lediglich mit 6 000 Euro veranschlagt. Allein diese
Position ist offenkundig von dem Angebot der … GmbH vom
13. Januar 2004 umfasst, so dass sich eine beachtliche Diffe-
renz zwischen den beiden Angeboten nicht ergibt. In dem
Angebot der … GmbH sind weder die Kosten der Lagerung
der 25 Bauwagen sowie der sich in ihnen befindlichen Gegen-
stände noch die Kosten des Ausräumens der Bauwagen und
Verpackens deren Inhalts enthalten. Beides gehört indes zu
einer ordnungsgemäßen Zwangsräumung, welche sich – ent-
gegen der offenbaren Ansicht des Beschwerdeführers und der
… GmbH – nicht in einem bloßen Abtransport der Bauwagen
samt deren Inhalt von dem fraglichen Grundstück erschöpft.
Für das Ausräumen der Bauwagen und Verpacken der per-
sönlichen Gegenstände der Bewohner dürfte die … GmbH im
Übrigen auch kaum geeignet sein.

Hieraus wird ersichtlich, dass entgegen der Ansicht des
Beschwerdeführers zwischen einer Spedition und einem
Transportunternehmen durchaus ein Unterschied besteht.
Darüber hinaus kommt eine Beauftragung der … GmbH
durch den Gerichtsvollzieher auch deswegen nicht in Be-
tracht, weil insoweit ein Interessenkonflikt besteht. Die …
GmbH ist der direkte Nachbar der Bauwagensiedlung und
hat offenbar ein erhebliches Eigeninteresse an der Räumung
des fraglichen Grundstücks. Schließlich ist der Gerichtsvoll-
zieher auch nicht verpflichtet, von dem Angebot des Be-
schwerdeführers, die Bauwagen in einer in seinem Eigentum
stehenden Halle einzulagern, Gebrauch zu machen. Die
Kammer schließt sich insoweit den zutreffenden Ausführun-
gen im angefochtenen Beschluss sowie in der Stellungnahme
des Bezirksrevisors bei dem Landgericht Kassel vom
26. April 2004, auf die zur Vermeidung von Wiederholungen
Bezug genommen wird, an.

Ob der Gerichtsvollzieher hingegen verpflichtet gewesen
wäre, im vorliegenden Fall neben dem Angebot der Spedition
… Vergleichsangebote anderer Speditionen einzuholen – wo-
für im Hinblick auf die Ungewöhnlichkeit der fraglichen
Zwangsräumung betreffend Gegenstand und Umfang einiges
sprechen dürfte –, kann offen bleiben. Denn die Beschwerde
muss nunmehr schon aufgrund der veränderten Umstände
Erfolg haben.

Zum Zeitpunkt der Erteilung des Zwangsvollstreckungs-
auftrages befanden sich auf dem zu räumenden Grundstück
25 Bauwagen. Diese Anzahl lag auch dem Kostenvoranschlag
der Spedition … zugrunde. Mittlerweile ist demgegenüber
eine teilweise freiwillige Räumung des Grundstücks erfolgt,
und es befinden sich zum jetzigen Zeitpunkt nur noch insge-
samt neun Bauwagen auf diesem. Es bedarf keiner weiteren
Erörterung, dass die Räumung von neun Bauwagen wesentlich
geringere Kosten verursachen wird als die Räumung von
25 Bauwagen, weshalb der von dem Beschwerdeführer gemäß
§ 4 GvKostG zu zahlende Kostenvorschuss von dem Gerichts-
vollzieher neu festzusetzen ist. Aufgrund der veränderten
Umstände (neun statt ursprünglich 25 Bauwagen) war der
Gerichtsvollzieher daher unter Aufhebung des angefochtenen
Beschlusses aufzugeben, den Kostenvorschuss für die beauf-
tragte Zwangsräumung neu festzusetzen.

§§ 885, 811, 812 ZPO; 4 Abs. 1 GvKostG; 121 ff., 180 GVGA

Das Vermieterpfandrecht erstreckt sich nicht auf Gegen-
stände, die dem Pfändungsschutz der §§ 811, 812 ZPO un-
terfallen. Der Gläubiger hat daher einen Kostenvorschuss,
der zur vollständigen Räumung des Mietobjektes notwen-
dig ist, zu entrichten.

AG Berlin-Lichtenberg, Beschl. v. 8. 11. 2004
– 34 M 8095/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Unter dem 3. September 2004 erteilte die Gläubigerin Räu-
mungsauftrag beim Amtsgericht Berlin-Lichtenberg. Die zu-
ständige Gerichtsvollzieherin machte die Ausführung des
Auftrages von der Einzahlung eines Kostenvorschusses der
Gläubigerin in Höhe von 2 000 Euro abhängig. Die Gläubi-
gerin beantragte die Herabsetzung des Kostenvorschusses auf
die anfallenden Gebühren und Auslagen für den Schlosser
unter Geltendmachung eines Vermieterpfandrechtes an sämt-
lichen in der Wohnung vorhandenen Sachen der Schuldner,
die dort verbleiben sollen. Die Gerichtsvollzieherin lehnte die
Durchführung des Auftrages ohne Einzahlung des von ihr ver-
anschlagten Kostenvorschusses ab.

Gegen die Ablehnung des Räumungsauftrages durch die
Gerichtsvollzieherin hat die Gläubigerin Erinnerung einge-
legt.

Die Gläubigerin ist der Ansicht, die Gerichtsvollzieherin
sei aufgrund der Ausübung des Vermieterpfandrechts zur Re-
duzierung des Kostenvorschusses verpflichtet. Dabei nimmt
sie Bezug auf eine Entscheidung des Amtsgerichts Berlin-
Wedding vom 12. Juli 2004 – Az.: 35 M 8075/04 (GE 2004,
965 ff.).

Die Erinnerung ist gemäß § 766 ZPO zulässig, hat in
der Sache jedoch keinen Erfolg. Die Gerichtsvollzieherin
hat die Durchführung des Räumungsauftrages zu Recht von
der Zahlung eines Kostenvorschusses von 2 000 Euro abhän-
gig gemacht, den die Gläubigerin nicht gezahlt hat, so dass
ihre Weigerung, den Auftrag auszuführen, nicht zu beanstan-
den ist.

Gemäß § 4 Abs. 1 GvKostG kann ein Gerichtsvollzieher
die Durchführung eines Vollstreckungsauftrages von der Ein-
zahlung eines Kostenvorschusses abhängig machen, der die
voraussichtlichen Kosten deckt. Vorliegend bemessen sich die
voraussichtlichen Kosten der Vollstreckung nach den für eine
Beräumung der Wohnung anzusetzenden Kosten. Dass die
Gläubigerin ein Vermieterpfandrecht an den in der Wohnung
befindlichen Sachen des Schuldners geltend macht, ändert
hieran nichts.

Gemäß § 885 Abs. 2 ZPO hat der Gerichtsvollzieher bei
der Räumungsvollstreckung bewegliche Sachen, die nicht
Gegenstand der Zwangsvollstreckung sind, aus der Wohnung
wegzuschaffen und dem Schuldner bzw. einem Bevollmäch-
tigten oder einem Familienangehörigen zu übergeben. Wenn
für den Schuldner niemand anwesend ist, hat der Gerichtsvoll-
zieher die Sachen auf Kosten des Schuldners in das Pfandlokal
zu schaffen oder anderweitig in Verwahrung zu nehmen. Die
dafür voraussichtlich notwendigen Kosten hat die Gläubigerin
vorzuschießen.

Auch der Umstand, dass die Gläubigerin ein Vermieter-
pfandrecht an sämtlichen vorhandenen Sachen geltend ge-
macht und die Gerichtsvollzieherin aufgefordert hat, alle Sa-
chen in der Wohnung zu belassen, verpflichtet die Gerichts-
vollzieherin nicht zur Herabsetzung des Kostenvorschusses.
Zwar ist anerkannt, dass der Vermieter an pfändbaren Sachen
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des Mieters ein bestehendes Vermieterpfandrecht (§§ 562
Abs. 1, 562 b Abs. 1 BGB) geltend machen und den Gerichts-
vollzieher auffordern kann, die Sachen in der Wohnung zu be-
lassen. Insoweit wird die Regelung des § 885 ZPO materiell-
rechtlich vom Vermieterpfandrecht überlagert (LG Berlin in
DGVZ 1986, 156). Der Gerichtsvollzieher hat in diesem Fall
einen beschränkten Räumungsauftrag (§ 753 Abs. 1 ZPO)
auszuführen. Gleichwohl war die Gerichtsvollzieherin zur
Vorschussanforderung für eine vollständige Beräumung der
Wohnung berechtigt, weil nicht feststeht, auf welche konkre-
ten Gegenstände sich das Vermieterpfandrecht erstreckt. Die
Gläubigerin kann ein Vermieterpfandrecht nur an pfändbaren
Sachen geltend machen. Auf Gegenstände, die dem Pfän-
dungsschutz der §§ 811, 812 ZPO unterfallen, erstreckt sich
das Vermieterpfandrecht nicht (§ 562 Abs. 1 Satz 2 BGB). In-
soweit darf der Gerichtsvollzieher das vom Gläubiger aus-
geübte Vermieterpfandrecht bei der Vollstreckung in eigener
Zuständigkeit konkretisieren, weil die Unpfändbarkeit nach
den Verhältnissen bei der Ausführung des Auftrages zu prüfen
und von Amts wegen zu beachten ist (vgl. LG Berlin, a. a. O.,
156, 157; LG Frankfurt DGVZ 1983, 173; LG Baden-Baden
DGVZ 2003, 24).

Die Gegenansicht (vgl. AG Berlin-Wedding, GE 2004,
966; Zöller/Stöber, ZPO, 24. Auflage 2004, § 885 Rdnr. 20:
jeweils m. w. N.), die dem Gerichtsvollzieher jegliche Prü-
fungskompetenz abspricht, überzeugt nicht. Sie übersieht,
dass in der Regel bei der Räumung von Mietwohnungen davon
ausgegangen werden muss, dass nur spärlicher Hausrat vor-
handen ist, der nicht der Pfändung unterliegt. Auch die Gläu-
bigerin trägt keinerlei Umstände vor, die das Vorhandensein
pfändbarer Habe nahe legen.

Allein die Möglichkeit, dass ein Gerichtsvollzieher bei der
Bestimmung der unpfändbaren Gegenstände einer Fehlein-
schätzung unterliegen kann, rechtfertigt es nicht, die Ausson-
derung der unpfändbaren Habe entgegen § 885 Abs. 2 ZPO
dem Gläubiger zu überlassen. Denn zum einen hat es der Gläu-
biger in der Hand, den Gerichtsvollzieher über alle für die Be-
stimmung des Umfanges der pfändbaren Habe maßgeblichen
Umstände – wie die Begründung eines neuen Haushalts – in
Kenntnis zu setzen. Zum anderen kann ein Gerichtsvollzieher
bei der Prüfung der Pfändbarkeit von beweglichen Sachen
regelmäßig auf einen Erfahrungsschatz aus der täglichen
Praxis zurückgreifen, über den der Vollstreckungsgläubiger
nicht verfügt.

Darüber hinaus ist bei der Prüfung der Frage, ob die Be-
stimmung der dem Vermieterpfandrecht unterworfenen Habe
allein dem Gläubiger überlassen werden kann, dem Umstand
Rechnung zu tragen, dass § 562 Abs. 1 Satz 2 BGB und
§§ 811 ff. ZPO Ausfluss grundrechtlich geschützter Wertvor-
stellungen sind. Sowohl die „Würde des Menschen“ (Art. 1
GG) als auch die „freie Entfaltung der Persönlichkeit“ (Art. 2
GG) sowie das Sozialstaatsprinzip (Art. 20, 28 GG) verbieten
eine „Kahlpfändung“ des Schuldners. Diese Prinzipien, denen
auch § 885 Abs. 3 Satz 2 ZPO entspricht, hat der Gerichtsvoll-
zieher als selbständiges Organ der Rechtspflege zu beachten.
Es ist daher nicht geboten, den Gerichtsvollzieher anzuweisen,
dem Gläubiger auch erkennbar unpfändbare Sachen zu über-
lassen.

Dem Interesse des Vermieters an einer kostengünstigen
Beräumung wird dadurch genüge getan, dass der Gerichtsvoll-
zieher für den Fall, dass ein Vermieterpfandrecht geltend ge-
macht ist, der Möglichkeit, dass nicht die gesamte Wohnung
zu beräumen, sondern ein Teil der Einrichtung in ihr zurück-
zulassen ist, bei der Bemessung der notwendigen Transport-
kapazitäten Rechnung zu tragen hat.

Schließlich gebietet auch die Entscheidung des Bundesge-
richtshofes vom 14. Februar 2003, Az. IX a ZB 10/03 (DGVZ
2003, 88 ff.) keine andere Betrachtungsweise. Denn in dem
dort entschiedenen Fall ging es um die Beräumung eines ge-
werblichen Altenwohn- und Pflegeheimes. Bei einem solchen
Objekt sind erkennbar keine unpfändbaren Sachen des Schuld-
ners vorhanden, die Schutzvorschriften der §§ 811 ff. ZPO
greifen nicht.

Die Höhe des von der Gerichtsvollzieherin angesetzten
Vorschusses ist nicht zu beanstanden. Der Gerichtsvollzieher
hat die Kosten nach seiner Berufserfahrung zu schätzen. Kos-
ten von 2 000 Euro für eine 3-Zimmer-Wohnung sind nicht
unangemessen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Vergleiche hierzu auch Riecke, DGVZ 10/2004 – Seite 145,
AG Berlin-Wedding, DGVZ 10/2004 – Seite 158, AG Philipps-
burg – nachfolgend in diesem Heft.

§§ 885, 811, 812 ZPO; 4 Abs. 1 GvKostG; 121 ff., 180 GVGA

Es ist allein Sache des Gläubigers zu bestimmen, an
welchen Sachen er sein Vermieterpfandrecht ausübt. So-
weit sich die Geltendmachung auf unpfändbare Sachen
erstreckt, ist es Sache des Schuldners, den Rechtsweg zu
bestreiten.

AG Philippsburg, Beschl. v. 29. 11. 2004
– M 1404/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger will einen Anspruch auf Herausgabe einer
Mietwohnung vollstrecken. Unter Bezugnahme auf die Gel-
tendmachung eines Vermieterpfandrechtes hat er den Räu-
mungsauftrag an den Gerichtsvollzieher dahin gehend be-
schränkt, dass die Räumungsschuldner aus dem Besitz ge-
wiesen werden sollen und dem Gläubiger die Wohnung
übergeben werden soll. Der Gerichtsvollzieher hat die
Durchführung der Zwangsvollstreckung von der Einzahlung
eines weiteren Vorschusses von 1 200 Euro abhängig ge-
macht.

Die zulässige Erinnerung, zu der die Vollstreckungs-
schuldner innerhalb der gesetzten Frist keine Stellungnahme
abgegeben haben, ist begründet. Demgemäß war der Gerichts-
vollzieher anzuweisen, die Zwangsvollstreckung entspre-
chend dem Auftrag durchzuführen.

Das Gericht schließt sich in vollem Umfang der Entschei-
dung des Amtsgerichts Berlin-Wedding vom 12. Juli 2004 an
(NZM 2004, S. 720). Da es allein Sache des Gläubigers ist, an
welchen Sachen er sein Vermieterpfandrecht ausübt, ist er
auch nicht gehindert, seinen Vollstreckungsauftrag dahin ge-
hend zu beschränken, dass diese Gegenstände nicht im Wege
der Räumung zu entfernen sind. Soweit sich die Geltend-
machung des Vermieterpfandrechtes auch auf unpfändbare
Sachen erstrecken sollte, ist es allein Sache des Mieters, seine
Rechte im Wege der Klage oder einstweiligen Verfügung ge-
gen den Vermieter geltend zu machen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe hierzu auch AG Berlin-Lichtenberg – vorstehend in
diesem Heft – mit weiteren Hinweisen.
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§§ 2 Abs. 4 GesO; 807, 900 ZPO; 185 a ff. GVGA

Neue Verbindlichkeiten unterliegen nicht der Gesamtvoll-
streckung, so dass der Durchführung des Verfahrens zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung wegen nach der
Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens entstan-
dener Zinsforderungen nichts im Wege steht.

LG Hof, Beschl. v. 14. 10. 2004
– 21 T 118/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin beantragte, dem Schuldner die eidesstatt-
liche Versicherung abzunehmen. Im Termin bestritt der
Schuldner seine Verpflichtung zur Abgabe der Versicherung
aufgrund des Beschlusses des Amtsgerichts Leipzig vom
1. März 1993. Mit diesem Beschluss wurde in dem beim
Amtsgericht Leipzig anhängigen Gesamtvollstreckungsver-
fahren über das Vermögen des Schuldners die gegen den
Schuldner anderweitig eingeleiteten Vollstreckungsmaßnah-
men gemäß § 2 Abs. 4 GesO vorläufig eingestellt.

In dem genannten Verfahren wurde die Gesamtvollstre-
ckung eröffnet.

Der Rechtspfleger hat dem Widerspruch des Schuldners
stattgegeben.

Gegen diese Entscheidung hat die Gläubigerin sofortige
Beschwerde eingelegt und geltend gemacht, dass es sich bei
der der Zwangsvollstreckung zugrunde liegenden Forderung
um eine „neue“, d. h. einen nach Eröffnung des Gesamtvoll-
streckungsverfahrens entstandenen Zinsanspruch handle.

Der Rechtspfleger hat der Beschwerde nicht abgeholfen.

Die zulässige Beschwerde erweist sich als begründet.

Der Durchführung des Verfahrens auf Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung steht ein Vollstreckungshindernis
nicht entgegen. Soweit sich der Schuldner darauf beruft, dass
aufgrund des Beschlusses des Amtsgerichts Leipzig vom
1. März 1993 in dem ihn betreffenden Gesamtvollstreckungs-
verfahren die Maßnahmen der Zwangsvollstreckung gegen
ihn nicht wirksam vorgenommen werden könnten, trifft dies
hinsichtlich der verfahrensgegenständlichen Ansprüche der
Gläubigerin nicht zu. Bei der aufgrund des Urteils des Amts-
gerichts Torgau vom 5. Oktober 2000 zu vollstreckenden For-
derungen handelt es sich um solche, die nach dem Zeitpunkt
der Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens entstan-
den sind.

Dem in vollstreckbarer Ausfertigung vorliegendem Titel,
der der Zwangsvollstreckung zugrunde zu legen ist, auch
wenn der Schuldner vorträgt, ihn nicht zu kennen, liegt
eine Hauptforderung in Höhe von 8 027,48 DM (entspricht
4 104,39 Euro) zugrunde. Aus dem Vortrag des Anwalts der
Gläubigerin ergibt sich, was durch den vom Gläubigervertre-
ter vorgelegten Mahnbescheidsantrag vom 27. April 2000
belegt wird, dass dieser Betrag aus 8 017,48 DM Zinsrück-
ständen für die Zeit vom 11. August 1993 bis 31. Dezember
1999 aus der Kontoüberziehung auf dem Girokonto sowie aus
10,– DM Nebenforderungen resultiert. Des Weiteren sind mit
Urteil vom 5. Oktober 2000 Zinsen aus dem Überziehungs-
betrag von 6 971,56 DM (entspricht 3 564,05 Euro) – der
auch die Zinsforderung von 8 017,48 DM zugrunde liegt – ab
1. Januar 2000 zugesprochen.

Demnach vollstreckt die Gläubigerin wegen Ansprüchen
ab 11. August 1993. Das Gesamtvollstreckungsverfahren am
AG Leipzig wurde mit Beschluss vom 10. August 1993 eröff-

net. Der Beschluss gemäß § 2 Abs. 4 GSO datiert vom 1. März
1993. Damit sind die Ansprüche, die der verfahrensgegen-
ständlichen Vollstreckung zugrunde liegen, von dem Verfah-
ren am AG Leipzig nicht betroffen.

Neue Verbindlichkeiten, d. h. solche, die erst nach Eröff-
nung des Verfahrens entstehen, unterliegen nicht der Gesamt-
vollstreckung, sondern sind im Wege der Einzelvollstreckung
geltend zu machen. Das Gericht schließt sich insoweit der
Meinung an, dass Gläubiger im Sinne der Gesamtvollstre-
ckung – entsprechend § 3 KO (vgl. LG Rostock, ZIP 99, 294
wegen der Heranziehung von Regularien der Konkursord-
nung) – diejenigen sind, die zum Zeitpunkt der Einleitung und
Eröffnung des Verfahrens einen Anspruch gegen den Schuld-
ner haben (vgl. Haarmeyer/Wutzke/Förster, Kommentar zur
Gesamtvollstreckungsordnung, 4. Auflage, § 2, Rdnr. 13; LG
Rostock, a. a. O.; AG Bruchsal, Beschluss vom 13. Februar
2002 – 1 M 836/01 –). Die dem Urteil des Amtsgerichts Tor-
gau vom 5. Oktober 2002 zugrunde liegenden Zinsansprüche
stellen Neuverbindlichkeiten des Schuldners dar. Zinsansprü-
che entstehen erst mit Ablauf der Zeit, für die sie beansprucht
werden. Dies auch, wenn der Grund zu ihrem Entstehen be-
reits zeitlich vorher gelegt ist (vgl. Kuhn-Uhlenbruck, Kom-
mentar zur Konkursordnung, 11. Auflage, § 63, Rdnr. 2, § 3,
Rdnr. 13).

Daher ist es hier nicht relevant, wenn, wie der Schuldner
nunmehr vorträgt, bereits für vergangene Zeiträume Zinsan-
sprüche geltend gemacht wurden bzw. werden. Soweit der
Schuldner eine Ablichtung eines Vollstreckungsbescheides
des Amtsgerichts Oschatz (dessen Aktenzeichen und Datum
nicht erkennbar sind) vorlegt, dem als Nebenforderungen auch
18 Prozent Zinsen p. a. ab 27. November 1992 zugrunde
liegen, könnte dies allenfalls einen materiellen, in diesem
Verfahren nicht relevanten Aspekt betreffen.

Nachdem die im anhängigen Verfahren zu vollstreckenden
Forderungen nicht aus der Zeit vor der Eröffnung der Gesamt-
vollstreckung resultieren, können sie daher – auch wenn die
Gesamtvollstreckungsordnung keine ausdrückliche Regelung
entsprechend § 63 Ziff. 1 KO kennt – als künftig entstandene
Forderungen nicht in das Verfahren nach der GesO einbezo-
gen werden und bleiben der Einzelvollstreckung zugänglich
(vgl. entsprechend Kilger/Karsten-Schmidt, Insolvenzgesetze,
17. Aufl., § 63 KO, Rdnr. 2).

Damit ergibt sich aufgrund des vom Schuldner im Termin
vom 14. April 2004 geltend gemachten Gesichtspunktes kein
Hinderungsgrund für den Fortgang des Verfahrens auf Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung, so dass der Widerspruch
des Schuldners unter Aufhebung der erstinstanzlichen Ent-
scheidung zurückzuweisen ist.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe hierzu Schmidt – in diesem Heft Seite 1.

§§ 449, 455 Abs. 1 Satz 2, 807, 900 ZPO; 185 a GVGA

Bei Abgabe der eidesstattlichen Versicherung für ein min-
derjähriges Kind, bei dem beide Elternteile sorgeberech-
tigt sind, liegt es im Ermessen des Gerichtsvollziehers zu
entscheiden, ob die Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung durch einen Vertreter ausreicht und welcher Vertre-
ter zu diesem Zweck zu laden ist.

AG Wilhelmshaven, Beschl. v. 6. 12. 2004
– 14 M 6542/04 –
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist unbegründet. Der Gerichtsvollzieher
war berechtigt, die Abnahme der eidesstattlichen Versiche-
rung des Vaters des Schuldners zu verweigern. Denn es ist
ausreichend, dass die Mutter des Schuldners als gesetzliche
Vertreterin die eidesstattliche Versicherung für den Schuld-
ner abgegeben hat. Zwar regelt § 185 a GVGA ausdrücklich
nur, dass der Gerichtsvollzieher in Fällen der Mehrheit von
gesetzlichen Vertretern eines Schuldners dann ein Ermessen
darüber hat, welcher dieser gesetzlichen Vertreter die eides-
stattliche Versicherung abgeben muss, wenn diese Vertreter
einzelvertretungsbefugt sind. Dies ist bei der gesetzlichen
Vertretung durch Eltern nicht der Fall, da beide gemeinsam
sorgeberechtigt sind und daher wichtige Entscheidungen
auch nur zusammen treffen können. Da es jedoch als reine
Förmlichkeit erscheint, bei minderjährigen Schuldnern im-
mer beiden sorgeberechtigten Eltern die eidesstattliche Ver-
sicherung abzunehmen, ist dem Gerichtsvollzieher auch hier
in analoger Anwendung der §§ 455 Abs. 1 Satz 2, 449 ZPO
ein Ermessen dahin gehend einzuräumen, ob die Abgabe
durch nur einen der Vertreter ausreicht und welcher Vertreter
zu diesem Zweck zu laden ist. Der Gerichtsvollzieher hat
zum Ausdruck gebracht, dass er die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung allein durch die Mutter des Schuldners
inhaltlich für ausreichend hält, die Ladung des Vaters dage-
gen nur weitere Kosten verursachen, aber zu keinem anderen
Ergebnis führen würde.

§§ 803 Abs. 2, 808 ZPO; 118, 125 GVGA

Die Pfändung von Kraftfahrzeugkennzeichen hat zu un-
terbleiben, weil deren Verwertung keinen über die Kosten
der Zwangsvollstreckung hinausgehenden Überschuss er-
warten lässt.

AG Neubrandenburg, Beschl. v. 10. 11. 2004
– 3 M 2147/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß § 766 Abs. 2 ZPO statthafte und im Übrigen zu-
lässige Erinnerung ist unbegründet.

Der Gerichtsvollzieher hat sich zu Recht geweigert, den
Vollstreckungsauftrag durchzuführen, da die isolierte Pfän-
dung eines Kfz-Kennzeichens gemäß § 803 Abs. 2 ZPO
unzulässig ist. Danach hat eine Pfändung zu unterbleiben,
wenn sich von der Verwertung der zu pfändenden Gegen-
stände ein Überschuss über die Kosten der Zwangsvollstre-
ckung nicht erwarten lässt. Dies ist bei Autokennzeichen
gegeben, da sie selbst als Sache lediglich einen geringen, für
andere als den Schuldner gar keinen Wert haben. Es kommt
darüber hinaus nicht darauf an, ob der Schuldner die – nach
ihrem objektiven Wert gemäß § 803 Abs. 2 ZPO unpfänd-
bare – Sache (die Kennzeichen) benötigt, um eine andere,
höherwertige, einer Pfändung durch den Gläubiger aber
nicht unterworfene Sache (den sicherungsübereigneten Pkw)
benutzen zu können.

Die von der Rechtsordnung zugelassene Zwangsvollstre-
ckung soll nämlich über die Verwertung zur Befriedigung des
Gläubigers führen. Sie soll aber nicht dazu dienen, dem Gläu-
biger ein Druckmittel zur Verfügung zu stellen, mit dem er
eventuell erzwingen könnte, dass der Schuldner zur Vermei-
dung der Pfändung bzw. zur Rückgewinnung einer gepfände-
ten, für eine Verwertung aber im Sinne des § 803 Abs. 2 ZPO
ungeeigneten Sache, freiwillig Mittel aus seinem übrigen
pfändbaren Vermögen aufwendet. Deshalb gilt dies auch,

wenn der Gläubiger sich – wie hier – bereit erklärt, diese zu er-
steigern und die Kosten zu übernehmen (vgl. LG Stuttgart,
DGVZ 1991, 58, AG Bad Sobernheim, DGVZ 1998, 173 so-
wie Zöller, 24. Aufl., § 803 ZPO, Rdnr. 10).

Es kann daher dahinstehen, ob der Pkw einschließlich der
betreffenden Kennzeichen von dem Vater des Schuldners er-
worben und in Besitz genommen wurde.

§§ 803 Abs. 1 Satz 2, 808 ZPO; 118, 132 Abs. 7 GVGA

Ist nur ein einzelner pfändbarer Gegenstand vorhanden,
liegt auch dann keine Überpfändung vor, wenn dessen
Wert die Vollstreckungsforderung nebst Kosten weit
übersteigt.

AG Neubrandenburg, Beschl. v. 9. 12. 2004
– 3 M 2815/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß § 766 Abs. 2 ZPO statthafte und im Übrigen
zulässige Erinnerung ist begründet.

Das Überpfändungsverbot gemäß § 803 Abs. 1 Satz 2 ZPO
steht der von dem Gläubiger begehrten Pfändung des Pkw der
Schuldnerin nicht entgegen. Danach darf die Pfändung im
Interesse des Schuldners lediglich soweit gehen, dass sie den
Gläubiger wegen seines Anspruches und der Kosten nach dem
pflichtgemäßen Ermessen des Gerichtsvollziehers voraus-
sichtlich befriedigt. Das Überpfändungsverbot kann nur ein-
greifen, wenn mehrere pfändbare Gegenstände vorhanden
sind. Selbst dann steht es dem Gläubiger frei, die Vollstre-
ckung in den Vermögenswert des Schuldners zu betreiben, der
den sichersten Erfolg verspricht. Nur wenn ihm mehrere
Möglichkeiten nebeneinander zur Verfügung stehen, die an-
nähernd die gleiche Aussicht bieten, hat er sich für den zu ent-
scheiden, durch den unnötige unbillige Härten für den Schuld-
ner vermieden werden (vgl. OLG Celle, DGVZ 1951, 137). Ist
dagegen – wie hier – nur ein einzelner pfändbarer Gegenstand
vorhanden, so darf der Gerichtsvollzieher auch dann pfänden,
wenn sein Wert die Vollstreckungsforderung nebst Kosten
weit übersteigt (vgl. Baumbach/Lauterbach, 63. Aufl., § 803
ZPO, Rdnr. 9).

Eine Kostenentscheidung unterbleibt, da die Vorschriften
der §§ 91 ff. ZPO nicht anwendbar sind. Der Gerichtsvollzie-
her und die Schuldnerin sind im vorliegenden Fall nicht Betei-
ligte der Vollstreckungserinnerung gemäß § 766 Abs. 2 ZPO
(vgl. OLG Hamm, DGVZ 1994, 27).

§§ 885 ZPO; §§ 21 Abs. 2 Nr. 3, 89 Abs. 1 InsO; 91, 180
GVGA

Das Zwangsvollstreckungsverbot während der Dauer des
Insolvenzverfahrens umfasst nicht die Zwangsräumung
von angemietetem Wohnraum, so dass eine beantragte
Zwangsräumung der Wohnung von Schuldnern, über
deren Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet wurde,
vom Gerichtsvollzieher durchzuführen ist.

AG Offenbach, Beschl. v. 30. 11. 2004
– 61 M 11879/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger beauftragte den Gerichtsvollzieher, die
Zwangsvollstreckung in Form der Zwangsräumung durchzu-
führen.
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Mit Schreiben vom 18. Oktober 2004 teilte der Ge-
richtsvollzieher mit, er habe die Vollstreckung eingestellt,
da gegen beide Schuldner das Insolvenzverfahren eröffnet
wurde.

Der Gläubiger legte dagegen Erinnerung ein und trägt
vor, die Räumung einer Wohnung habe nichts mit dem Ver-
bot der Einzelzwangsvollstreckung nach der Insolvenzord-
nung zu tun.

Er beantragt, den Gerichtsvollzieher anzuweisen, die in
Auftrag gegebene Zwangsräumung durchzuführen, außerdem
den in Rechnung gestellten Kostenbetrag von 91,60 Euro zu-
rückzuzahlen bzw. hilfsweise als Vorschuss abzurechnen.

Das Vollstreckungsgericht ist zuständig gemäß § 766
Abs. 1 Satz 2 ZPO, denn es greift nicht die besondere Zu-
ständigkeit des Insolvenzgerichtes nach § 89 Abs. 3 InsO.
Der Gläubiger ist nicht Insolvenzgläubiger im Sinne des § 89
Abs. 1 bzw. § 38 InsO.

Die Erinnerung ist hinsichtlich des Kostenansatzes des
Gerichtsvollziehers unzulässig, denn zum jetzigen Zeitpunkt
liegt keine Rechtsbeeinträchtigung in dieser Hinsicht für den
Gläubiger vor, so dass es dem notwendigen Rechtsschutzbe-
dürfnis mangelt.

Die Erinnerung ist im Übrigen zulässig und begründet,
denn das Zwangsvollstreckungsverbot während der Dauer
des Insolvenzverfahrens betrifft nicht die Zwangsräumung
von angemietetem Wohnraum.

Aus § 89 Abs. 1 und § 21 Abs. 2 Nr. 3 InsO geht hervor,
dass nur dann ein Zwangsvollstreckungsverbot eingreift,
soweit bewegliche Gegenstände bzw. das Vermögen des
Schuldners in Form der „Insolvenzmasse“, § 35 InsO, von
der Vollstreckungsmaßnahme betroffen sind. Soweit nicht
gleichzeitig ein Vermieterpfandrecht hinsichtlich der beweg-
lichen Gegenstände der Schuldner geltend gemacht wird, war
aus diesem Grunde der Gerichtsvollzieher anzuweisen, die
Zwangsräumung nicht wegen eröffnetem Insolvenzverfahren
abzulehnen (siehe dazu auch den Beschluss des Amtsgerichts
Mainz vom 14. Februar 2001 – Az.: 201 M 180/01).

§§ 806 b ZPO; KV 711 Abs. 4 Satz 2 GvKostG; 114a GVGA

Wird die erste Rate nicht zeitgleich mit dem Pfand-
abstand eingezogen und muss der Gerichtsvollzieher
hierzu den Schuldner gesondert aufsuchen, ist bereits
für die erste Teilzahlung ein Wegegeld zu erheben.

AG Augsburg, Beschl. v. 16. 11. 2004
– 2 M 27561/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Am 19. 10. 2004 wurde gegen den Schuldner bei einem
Vollstreckungsversuch Pfandabstand erklärt. Gleichzeitig bot
der Schuldner an, den zu vollstreckenden Betrag in zwei
Raten zu bezahlen, und zwar 150 Euro am 28. 10. 2004 und
den Restbetrag bis spätestens 15. 11. 2004. Am 28. 10. 2004
begab sich der Gerichtsvollzieher zum Schuldner und erhielt
von diesem den gesamten noch zu zahlenden Betrag. Hierfür
setzte der Gerichtsvollzieher in seiner Kostenrechnung ein
weiteres Wegegeld in Höhe von 2,50 Euro für die Ein-
ziehung am 28. 10. 2004 an.

Die Erinnerung ist nach § 766 Abs. 2 Alternative 3 ZPO
zulässig, jedoch unbegründet. Der Gerichtsvollzieher durfte
nach KV 711 Abs. 4 Satz 2 analog ein weiteres Wegegeld in

Höhe von 2,50 Euro für den Einzug des gesamten, zu voll-
streckenden Betrages ansetzen.

Vorliegend ging der Gerichtsvollzieher nach § 806 b ZPO
vor. Dabei wäre nach dem Wortlaut von KV 711 Abs. 4
Satz 2 ein weiteres Wegegeld nicht ansetzbar, weil gerade
kein zweiter oder weiterer Teilbetrag am 28. 10. 2004 ein-
gezogen wurde. Auf den eindeutigen Gesetzeswortlaut beruft
sich ein Teil des Schrifttums und lehnt es daher ab, dem
Gerichtsvollzieher ein Wegegeld bereits für die erste Rate
zuzubilligen, wenn diese Rate zeitlich erst nach dem
Pfandabstand eingezogen wird (so Hartmann, Kostengesetze,
34. Aufl., KV 711, Rdnr. 11; Schröder-Kay, Das Kosten-
wesen der Gerichtsvollzieher, 11. Aufl., Rdnr. 27 zu KV 711;
ebenso das Bayerische Staatsministerium der Justiz: JMS
v. 23. 4. 2004, 5652-Vl-6697/03, Seite 6, Ziffer 7).

Das Gericht schließt sich indes der Auffassung von Win-
terstein an. Der Gesetzgeber ist bei der Regelung des Wege-
geldes bei Ratenzahlungen in KV 711 Abs. 4 Satz 2 vom
Normalfall ausgegangen, dass der Gerichtsvollzieher beim
Ratenzahlungsangebot sofort die erste Rate entgegengenom-
men hat. Dies ergibt eine Zusammenschau von Absatz 2 zu
Nummer 430 der Begründung zum Entwurf eines Gesetzes
zur Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts (Bun-
destagsdrucksache 14/3432 vom 18. 5. 2000) und KV 711
Abs. 4 Satz 2.

Begründet wird die Wegegeldregelung bei Ratenzahlung
wie folgt: „Die Neuregelung soll die Möglichkeit des raten-
weisen Einzugs von Forderungen (§§ 806 b, 813 a, 900 Abs. 3
ZPO) unterstützen, indem die Kosten – auch für den Schuldner
von kleineren Forderungen – in Grenzen gehalten werden.
Zahlt der Schuldner die Raten jedoch nicht von sich aus und
muss der Gerichtsvollzieher aus diesem Grund den Schuldner
aufsuchen, soll für jeden dieser Fälle das Wegegeld gesondert
erhoben werden (Nummer 711 des Kostenverzeichnisses); da-
mit erhöhen sich die vom Gerichtsvollzieher zu vereinnah-
menden Kosten für jede Rate je nach Entfernung um 4,89 bis
19,56 DM“.

Da nun nach der Begründung für „jede“ Rate ein Wege-
geld anfallen soll, nach KV 711 Abs. 4 Satz 2 indes nicht für
die erste, sondern nur für die zweite und jede weitere Rate
ein Wegegeld erhoben werden darf, kann dieser Widerspruch
nur dadurch aufgelöst werden, dass der Gesetzgeber die erste
Rate bereits durch das allgemein nach KV 711 Abs. 1 anfal-
lende Wegegeld zur Durchführung des Vollstreckungsauf-
trags abgegolten sieht. Ein zusätzliches Wegegeld würde
auch nicht im Einklang stehen mit der Änderung von KV 711
GvKostG vom 1. 8. 2002, dass Wegegeld nur dann erhoben
werden kann, wenn tatsächlich ein Weg zurückgelegt wor-
den ist.

Wird hingegen ausnahmsweise die erste Rate nicht beim
Pfandabstand gezahlt, sondern muss der Gerichtsvollzieher
den Schuldner schon wegen der ersten Rate eigens auf-
suchen, kommt die Gesetzesbegründung zum Tragen, dass
für „jede Rate“ bzw. für „jeden dieser Fälle“, also schon für
den ersten Teilbetrag ein Wegegeld gesondert zu erheben ist.
Wegen des eindeutigen Wortlauts des KV 711 Abs. 4 Satz 2
muss insoweit jedoch eine planwidrige Unvollständigkeit
angenommen werden, die im Wege der Analogie zu schlie-
ßen ist.

An diesem Ergebnis ändert nicht der Umstand, dass hier
letztlich nicht in Raten, sondern auf einmal bezahlt worden
ist, weil es allein darauf ankommt, dass zunächst ein Fall des
§ 806 b ZPO vorgelegen hat.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Insolvenzordnung – Kommentar –

Von Dr. Eberhard Braun, Rechtsanwalt und Wirtschaftsprüfer
in Achern, 2. neu bearbeitete Auflage, 2004, XLII, 1510 Seiten,
in Leinen, 98,– €, ISBN 3-406-51443-X. Verlag C. H. Beck,
München – www.beck.de –
Wesentliche Änderungen machten eine Neuauflage des inzwi-
schen etablierten Kommentars zur Insolvenzordnung not-
wendig. So wurden Änderungen im Bereich des Verbraucher-
insolvenzrechts, die Einführung der EU-Verordnung über In-
solvenzverfahren, das neue deutsche (autonome) Internationale
Insolvenzrecht, aber auch die Umsetzung der Finanzsicherhei-
ten-Richtlinie der EU in dieser zweiten Auflage berücksichtigt.
Bemerkenswert ist, dass an dem vorliegenden Werk allein elf
Bearbeiter beteiligt waren. Dementsprechend ausführlich zeigt
sich der Inhalt des Buches.
Die Handhabung hätte die an und für sich sinnvolle Inhaltsüber-
sicht auf dem Umschlag des Werkes erleichtert, wenn, wie in
anderen Kommentaren des Verlages, nicht die Paragraphen
des Gesetzes, sondern die Seiten des Kommentars aufgeführt
wären. Ebenso hätte die Einarbeitung der nunmehr gültigen
neuen Rechtschreibregeln dem neu aufgelegten Werk gut getan.
Der den Kommentaren zu den einzelnen Vorschriften meist
vorangestellte „Normzweck“ erklärt in verständlicher Art den
Zweck der Vorschrift und vermittelt damit auch Neulingen auf
diesem Rechtsgebiet den Sinn der anschließend kommentierten
Vorschrift. Die vielen Kommentaren angehängten „Praxis-
hinweise“ weisen auf die Erfahrung des Herausgebers im Insol-
venzrecht hin, der vom Verlag als einer der größten deutschen
Insolvenzverwalter bezeichnet wird.
Der Kommentar begnügt sich nicht nur mit dem sonst üblichen
Literaturverzeichnis. Den zitierten Vorschriften folgen meist
Hinweise auf weitere Literatur zu dieser Vorschrift, was eine
Vertiefung der Meinung wesentlich erleichtert. Die Meinungs-
fundstellen werden im Text des Kommentars mittels Fußnoten
zitiert, was dessen leichterer Lesbarkeit durchaus dienlich ist.
Als Anhang wurden der kommentierten Insolvenzordnung die
Gesetzestexte der insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung,
der Verordnung zu öffentlichen Bekanntmachungen in Insol-
venzverfahren im Internet sowie in Auszügen die Verordnung
zur Einführung von Vordrucken für das Verbraucherinsolvenz-
verfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren abgedruckt.
Interessant ist der Hinweis, dass eine Onlineaktualisierung
der seit Abschluss der Arbeiten am Kommentar ergangenen
wesentlichen Entscheidungen sowie veröffentlichten Aufsätze
stattfindet, welche unter www.beck.de oder www.schubra.de
abrufbar ist. Diese Einrichtung hält den Kommentar zwischen
den erscheinenden Auflagen auf einem aktuellen Stand.
Nicht erst seit Einführung der Insolvenzordnung wird die Tätig-
keit der Gerichtsvollzieher durch das Gesamtvollstreckungsver-
fahren berührt. Wie die in jüngster Zeit häufiger in dieser Zeit-
schrift veröffentlichten Abhandlungen belegen, haben sich die

Berührungspunkte der Gerichtsvollzieheraufgaben mit dem
Insolvenzverfahren, nicht zuletzt auch durch das neue so ge-
nannte Verbraucherinsolvenzverfahren, vermehrt.

Aus diesem Grunde ist jeder Gerichtsvollzieher gut beraten,
Literatur über die Vorschriften der Insolvenzordnung in seiner
Bibliothek bereitzuhalten. Der hier besprochene Kommentar
bietet sich dazu besonders an.
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sind im Reprintverfahren bei der Firma Auvermann & Keip GmbH, Bayernstraße 9, 63773 Goldbach, erhältlich.
Einbanddecken sind zu beziehen bei Firma Grit und Mathias Wenig GbR, Montanstraße 6, 13407 Berlin, Telefon (030) 4 64 45 48, Telefax (030) 41 40 46 41.
Das Jahres-Inhaltsverzeichnis wird jeweils der Februar-Ausgabe des folgenden Jahres beigefügt.


